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Mehrere zehntausend Men- 

schen beteiligten sich wäh- 

rend der Östertage in 63 
Städten an den traditionellen 
Ostermärschen der Friedensbewe- 
gung. Die größte Veranstaltung mit 
7000 Menschen fand in der Kyritz- 
Ruppiner Heide statt, wo seit 1992 
um die friedliche Nutzung der Hei- 
de gestritten wird. Die Bundes- 
wehr plant dort, Tiefflüge und Luft- 
Boden-Angriffe zu trainieren. 
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Nach den zahlreichen Aktionen am 
Jahrestag des Angriffskrieges gegen 
den Irak am 20. März und am Europä- 
ischen Aktionstag gegen Sozialabbau 
am 3. April, zeigte sich die Friedens- 
bewegung an Ostern flächendeckend 
im gesamten Land in ihrer ganzen 
Vielfalt und Kreativität. Unverkenn- 
bar war dabei das wachsende Interes- 
se der Bevölkerung an einem Wechsel 
zu einer auf Frieden und soziale Ge- 
rechtigkeit gerichteten Politik. Im 
Mittelpunkt der politischen Forderun- 
gen stand die Warnung vor der weite- 
ren deutschen Verstrickung in den zu- 
nehmend eskalierenden Krieg im Irak. 
Einmal mehr habe sich gezeigt, dass 
Frieden, Demokratie und Gerechtig- 
keit mit militärischer Gewalt nicht er- 
reicht werden können. Gefordert wur- 
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Friedensbewegung zeigte 
sich flächendecken 
im ganzen Land 


de eine 

starke Rolle er Aryl U tes Europa verbanden die De- aus. Da waren einmal die regionalen Be- 
der UNO, mit“ N‘  / monstranten mit der Ablehnung züge im Zusammenhang mit dem Bombo- 
um freie nu leare! des vorliegenden Verfassungs- drom bei Fretzdorf oder der zivilen Nut- 
Wahlen zu ® _  entwurfs für die größer geworde- zung der Colbitz-Letzlinger-Heide, aber 
demokra- Ahnsinn ne Europäische Gemeinschaft. auch Forderungen nach dem Verbot von 
tisch legiti- Demnach sollen die Führung von Rüstungsexporten, einer neuen solidari- 
mierten Angriffskriegen und militärische schen Weltwirtschaftsordnung, der Auflö- 
Selbstver- Aufrüstung verfassungsrechtlich sung der Einsatzkräfte der Bundeswehr, 
waltungsor- abgesichert werden. der weltweiten Abschaffung der Atomwaf- 
ganen Eine immer wiederkehrende fen, dem Aufbau von Strukturen für ge- 
durchfüh- Forderung war die nach Abrüs- waltfreie Lösung von Konflikten und für 
ren zu kön- tung statt Sozialabbau, was auch ein funktionsfähiges internationales Straf- 
nen. mit einer Unterschriftenaktion gericht. 

Das Ein- verbunden wurde. Das erklärt „Wir wollen eine friedliche Welt“, so 
treten für sich einmal aus der gegenseiti- Willi van Ooyen, Sprecher der bundeswei- 
ein friedli- gen Unterstützung von Friedens- ten Infostelle Ostermarsch 2004, „wir 
ches und und Gewerkschaftsbewegung, wollen globale Gerechtigkeit, statt militä- 
abgerüste- ‚ aber auch aus der Erfahrung mit rischer Vorherrschaft, wir wollen zivile 


“ Kürzungen und Streichungen im 
Sozialbereich sowie einer unein- 


Prävention statt Präventivkriege, ein de- 
mokratisches und soziales Europa des 
Friedens statt einer EU-Armee. Die frie- 


geschränkten Aufrüstung bei denjenigen 
Waffensystemen, die zur Führung von An- 
griffskriegen geeignet sind. Genannt wur- 
de immer wieder der Eurofighter. 

Bei Konzentration auf diese Gemein- 
samkeiten zeichneten sich die Aktionen 
auch durch eine große politische Vielfalt 


Aus dem Inhalt: 


densbewegten Menschen sind aufgerufen, 
Eindrucksvolle Gedenkfeier 


am kommenden 1. Mai gemeinsam mit 
den Gewerkschaften für Abrüstung statt 
Sozialabbau zu demonstrieren.“ 
Infostelle Ostermarsch 
Frankfurt am Main, 12. April 2004 


in Buchenwald am 11. April .. 8 
Revanchistenkundgebung 
geplant......seoseor.....12 
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VVN-BdA zur Kiesinger- 
Briefmarke 


BERLIN. Aus Anlass des 100. Geburtsta- 
ges von Kurt Georg Kiesinger (NSDAP 
1933 bis 1945, CDU ab 1948 und bereits 
1949 im Bundestag, verstorben 1988) 
am 6. April 2004 ist eine Briefmarke er- 
schienen. Dazu Ludwig Elm, Bundes- 
sprecher der VVN-BdA: 

„Am 7. November 1968 hatte Beate 
Klarsfeld während eines CDU-Parteita- 
ges in Berlin den Kanzler der Großen 
Koalition und Bundesvorsitzenden der 
CDU, Kurt Georg Kiesinger, mit dem 
Ruf „Nazi, Nazi, Nazi“ öffentlich geohr- 
feigt. Sie wolle damit beweisen, „dass 
ein Teil des deutschen Volkes, ganz be- 
sonders seine Jugend, darüber empört ist, 
dass ein Nazi, der stellvertretender Ab- 
teilungsleiter der Hitlerschen Auslands- 
propaganda war, heute Bundeskanzler 
ist.“ Der Philosoph Karl Jaspers hatte 
schon Anfang 1967 bestürzt geäußert, 
dass, was vor einigen Jahren noch un- 
möglich schien, jetzt fast widerstandslos 
wirklich wurde: Dass „ein ehemaliger 
Nationalsozialist nun die Bundesrepu- 
blik regiert, bedeutet: nunmehr gilt es als 
gleichgültig, einst Nationalsozialist ge- 
wesen zu sein.“ Jaspers zerpflückte da- 
mals schon die haltlosen Rechtfertigun- 
gen, die 2004 ähnlich wieder aufgetischt 
werden. Die historische Ohrfeige einer 
mutigen Frau hätte einer aufgeklärten 
Republik als abschließende und zutref- 
fende Würdigung der Karriere Kiesin- 
gers zwischen 1940 und 1980 genügen 
können. Bei der Briefmarke bleibt man- 
chem die dafür benötigte Spucke weg. 
Unbeabsichtigt gilt offensichtlich für ei- 
nige heute verantwortliche Politiker und 
Meinungsmacher, was Heinrich Böll vor 
35 Jahren im Vorwort zu einer Publika- 
tion Beate Klarsfelds über Kiesinger äu- 
Berte: „Herrn Kiesinger zu beleidigen, ist 
offenbar sehr schwer, und das deutsche 
Wählervolk fühlt sich offenbar durch 
Herrn Kiesinger nicht beleidigt.“ 

Vereinigung der Verfolgten des Nazi- 
regimes -Bund der Antifaschistinnen und 
Antifaschisten (VVN-BdA). 

e-mail: bundesbuero@vvn-bda.de 
Internet: www.vvn-bda.de I 


CDU sammelt rechts außen! 


STUTTGART. Absolut abstoßend ist der 
Antrag der Stuttgarter CDU-Stadtrats- 
fraktion „Pauschalierung der Kranken- 
hilfe für Asylbewerber durch das Land“. 
Dieser Antrag ist ganz in der Art der REP 
geschrieben. Offensichtlich zielt er nur 
darauf ab, rechts außen Stimmen für die 
Gemeinderatswahl abzufischen! Dabei 
setzt die CDU voraus, dass sich diese 
Wählerinnen und Wähler von dumpfer 
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Fremdenfeindlichkeit leiten lassen, denn 


wer sich informieren will weiß, dass 
Asylsuchende sowie so nur bei akuten 
Berechtigungs- 


Erkrankungen einen 
schein zum Arztbesuch erhalten. Mehr 
als Versorgung im Notfall ist im Asylbe- 
werberleistungsgesetz schon lange nicht 


mehr vorgesehen. Richtig ist, dass das 
Land diese unmenschliche Politik durch 


ihre Pauschalen verschärft, denn nun 
muss die Stadt draufzahlen, wenn 


Flüchtlinge mehr Krankenhilfe brau- 


chen, als diese hergibt. Die CDU in 
Stuttgart will das nun grausam zuspitzen. 
Wir dokumentieren den Antrag. 

ulk 
Dokumentiert: CDU-Fraktion zu Pau- 
schalierung der Krankenhilfe für Asylbe- 
werber durch das Land: 

Bisher konnten die Aufwendungen der 
Landeshauptstadt Stuttgart im Bereich 
der Krankenhilfe für Asybewerber spitz 
abgerechnet werden. Mit der Novellie- 
rung des öffentlichen Aufnahmegesetzes 
führt das Land eine Gesamtpauschale 
ein, die insbesondere in den Großstädten 
möglicherweise zu einer Unterdeckung 
der Aufwendungen führt. 

Diese Ausgabenmehrbelastung ist vor 
allem auf das gute Angebot von Kran- 
kenhäusern der Maximalversorgung und 
eine Konzentration der Flüchtlinge in 
den Ballungsräumen zurückzuführen. 

Wir fragen deshalb: 

1. Wie stellt sich der Aufwand für die 
Krankenhilfe für Flüchtlinge im Ver- 
gleich der deutschen Großstädte dar? 

2. Welche Möglichkeiten der Steue- 
rung bleibt den Großstädten, um den 
Aufwand für Krankenhilfe auf die vom 
Land vorgesehene Pauschale zu begren- 
zen? 

3. Besteht für die Stadt die Möglich- 
keit, die Krankenhilfe auf eine Grund- 
versorgung zu begrenzen oder sind wir 
verpflichtet, alle darüber hinausgehen- 
den Leistungen und auch medizinische 
Grenzfälle zu gewähren?“ 


Schmid Roland (CDU), Dr. Unold Ilse 


(CDU), Kirchner Oliver (CDU) 


DVU Aktivitäten in (ud 
hafen-Altrip . 


LUDWIGSHAFEN. Am 13.3.2004 fand in 
Saal 1 im Reginozentrum eine öffentli- 


che Veranstaltung der rechtsradikalen 
DVU (Deutsche Volksunion) statt. Diese 


Gruppierung schickt sich wieder einmal 
an, in Altrip eine Ortsgruppe zu gründen, 
um an den im Juni stattfindenden Ge- 
meinderatswahlen teilzunehmen. 


Vor Wochen hatte die DVU bereits ein 
Flugblatt an die Haushalte verteilt, aus 
dem zu entnehmen war, dass sie um 
überhaupt zur Wahl zugelassen zu wer- such 
den mindestens 60 Unterschriften von 


‚eibemliche. Skandal: a ist die 
Vergabe des Reginozentrums an eine 
ortsfremde, noch dazu rechtsradikale 
Gruppe. Und der Skandal geht weiter, 
denn aus gut informierter Quelle war be- 
reits zu erfahren, die DVU plane bereits 


eine weitere Veranstaltung und die 


scheint ebenfalls bereits von der Ge- 


: meindeverwaltung genehmigt zu sein. 
„Wo bleibt der von Kanzler Schröder 
eingeforderte „Aufstand der Anständi- 
gen“!!! In Altrip brauchen wir vieles, 


aber bitte keine neue rechtsradikale 
Hochburg. Liebe AltriperInnen, rufen 
Sie auf der Gemeinde an und fordern 
persönliche Aufklärung über diesen 
Skandal. Wir von der „Initiative für ein 
Ludwigshafen ohne Nazis“ versprechen 
ihnen, eine weitere Veranstaltung der 
DVU werden wir in Altrip nicht dul- 
den!!! (...)* 
Flugblatt der „Initiative für ein 
Ludwigshafen ohne Nazis“, das in Altrip 
verteilt wurde I 


Neonazi-Konzert bei Uelzen 


UELZEN. Am 10. April 2004 fand in dem 
kleinen Dorf Molbath (Landkreis Uel- 
zen) ein RechtsRock-Konzert von Neo- 
nazis statt. Über 300 Personen aus dem 
gesamten Bundesgebiet sowie aus Bel- 
gien reisten zu diesem Ereignis an. Es 
spielten die Bands „Barking Dogs“ aus 
Düsseldorf, „Selbststeller“ aus Riesa und 
„Les Vilains“ (Die Hässlichen) aus 
Brügge / Belgien. Und die Polizei schaut 
ezu. 

Zunächst sollte dieses Konzert in 
Sandkamp bei Wolfsburg stattfinden. 
Nach öffentlichen Protesten hatte der 
Besitzer des geplanten Veranstaltungs- 
orts den Mietvertrag mit den Veranstal- 
tern gekündigt. Die Veranstalter aus dem 
Umfeld der Bands bemühten sich dann 
um einen Ausweichort für ihr Konzert. 


Mit Hilfe von Neonazigruppen aus Sal- 


zwedel (Sachsen-Anhalt) und Uelzen 
mieteten sie eine Scheune in Molbath. 


_ Die Veranstaltung kündigten sie als pri- 
 vate Geburtstagsfeier an. 


Die Neonazis aus der Region gehören 


zum Spektrum der parteiunabhängigen 


„Freien Nationalisten“ und dem sog. 
„Sachsen-Anhalt Selbstschutz“ (SA-SS). 


Die Veranstalter und die Polizei versuch- 


ten das Nazitreffen als unpolitische und 
harmlose Geburtstagsfeier zu verharmlo- 
sen. Ein Polizeisprecher nannte das 
Klientel, dass sich in Molbath getroffen 
hat, „Spaßfraktion“. Doch nicht nur die 
bekannten Neonaziaktivisten aus mehre- 


ren Bundesländern, sondern auch das ge- 


samte Publikum zeigten, dass es sich um 
ein Nazitreffen handelte. Unter den Be- 
un waren auch re Aal er 


des verbotenen Neonazinetzwerks 
„Blood & Honour“. Dass es sich nicht 
um eine Geburtstagsfeier handelte, zeig- 
te sich auch daran, dass sämtliche Gäste 
12 Euro Eintritt für diese Veranstaltung 
zahlen mussten. 

Alle drei Bands gehören zu den neona- 
zistischen Skinhead Strukturen in 
Deutschland bzw. Europa. Strafrechtlich 
bedenkliche Passagen sparen sie in ihren 
Texten bewusst aus. Doch um unpoliti- 
sche Oi-Bands handelt es sich nicht. So 
singen die „Barking Dogs“ auch von der 
„deutschen Jugend“ und einem „saube- 
ren Deutschland“. Ihre ideelle Zugehö- 
rigkeit zur rassistischen „White Power“- 
Bewegung bekunden sie auch durch Zei- 
len wie „Born white — born free‘ oder ihr 
Bekenntnis „We’ve got the power, the 
patriotic sound“. An ihrer musikalischen 
Standortbestimmung lassen sie keinen 
Zweifel: „We fight for deutschland, so 
loyal and true, defend our country, that's 
we do“. 

Trotz zu- 
meistge- W 
mäßigter 
Texte ha- 
ben die drei rw 
Bands nie \ 
Zweifel an 
ihrer politi- 
schen Ein- 
stellung 
aufkommen 
lassen, und 
folgerichtig 
auch auf 
vielen Kon- 
zerten zusammen mit eindeutig neona- 
zistischen Bands gespielt. „Les Vilains“ 
spielten u.a. am 29. März 2003 schon 
auf einem von „Blood & Honour“ orga- 
nisierten Konzert in Flandern. 

Den örtlichen Polizeistellen und dem 
Landeskriminalamt war frühzeitig be- 
kannt, dass das Konzert im Landkreis 
Uelzen stattfinden würde. Aber der Plan 
der Polizei war es wohl, das Ganze still 
und leise über die Bühne zu bringen. 
Noch nicht einmal die BewohnerInnen 
wurden über das Geschehen informiert. 
Erst als AntifaschistInnen vor Ort er- 
schienen, begann die Polizei tätig zu 
werden. Allerdings wurden nur gegen 
AntifaschistInnen Platzweise erteilt. Erst 
nachdem die Polizei feststellte, das anti- 
faschistische Gruppen auf dem Weg in 
den Landkreis Uelzen waren, „verschärf- 
te“ sich „die Lage“ für die Polizei. So 
richtete sie z.B. um 21.45 Uhr eine Stra- 
Benkontrolle im 30 Kilometer entfernten 
Melbeck ein, um dort die „linke Szene 
aus Hamburg“ aufzuhalten. 

Öffentliche Proteste haben das Kon- 
zert bei Wolfsburg verhindert. Weil in 
Uelzen die Öffentlichkeit nicht rechtzei- 
tig informiert wurde, konnten entspre- 
chende Gegenmaßnahmen nicht organi- 
siert werden. 


Anstatt solche Veranstaltungen zu ver- 
hindern, weist die Polizei bis heute jede 
Kritik weit von sich. Die Feier sei privat 
gewesen und man könne nichts dagegen 
unternehmen, so lautet immer wieder die 
monotone Antwort auf alle Anfragen. 

Die Antifaschistische Aktion Lüne- 
burg / Uelzen ist der Auffassung, dass 
eine solche Entwicklung bekämpft wer- 
den muss und nicht mit den Worten „Da 
kann man ja doch nichts gegen tun“ oder 
mit der Bezeichnung „Spaßfraktion“ 
rechts liegen gelassen werden darf. 
RechtsRock muss als das benannt wer- 
den, was er ist: Die Begleitmusik zu 
Mord und Totschlag. 

von Antifaschistische Aktion Lüne- 
burg / Uelzen (gekürzt), e-Mail: 
aa.lg-ue@ gmx.net | Anschrift: 
Postfach 1217 29544 Bad Bevensen | 
Telefon: 0172-4152311 3 

Gegen RechtsRock: www.turnitdown.de 


Schill nach Südamerika 


HAMBURG. „Ich werde im September de- 
finitiv das Land verlassen“, kündigte 
Schill in einem Gespräch mit SPIEGEL 
ONLINE an. Er habe Freunde in Uru- 
guays Hauptstadt Montevideo und werde 
„Land und Leute kennen lernen und mal 
schauen, ob sich da irgendwo günstig le- 
ben lässt“. Schill hatte vor der Bürger- 
schaftswahl Ende Februar angekündigt, 
im Falle einer Niederlage seiner neuen 
Partei Pro DM/Schill auszuwandern. 
Viele Wähler nahmen den ehemaligen 
Amtsrichter daraufhin beim Wort: Die 
Schill-Partei scheiterte mit 3,1 Prozent 
an der Fünf-Prozent-Hürde. 

in Südamerika wolle er ein Buch 
schreiben, kündigte Schill an. Außer 
Uruguay wolle er sich auch noch „Brasi- 
lien anschauen. Neben der Arbeit an dem 
Buch habe er beruflich noch keine Pläne. 
„Ich werde zunächst einmal als Privatier 
leben“, sagte der Politiker. Er habe ohne- 
hin immer bescheiden gelebt, das sei also 
keine Umstellung für ihn. „Lieber barfuß 
zum Strand als mit dem Mercedes ins 
Büro“, gab Schill als Lebensmotto aus. 
Der Ex-Senator bekommt noch bis Mitte 
2005 ein Übergangsgeld von 12.700 
Euro monatlich. 

„Ich breche meine Zelte in Hamburg 
vollkommen ab“, sagte Schill in dem 
Interview. Die Hansestadt verlasse er 
„mit Wehmut. Aber letztendlich ist es 
auch ein Aufbruch zu neuen Ufern“. 
Kontakt zu seinen politischen Mitstrei- 
tern habe er immer noch. „Die sind noch 
sehr engagiert und gründen Bezirksver- 
bände und alles Mögliche. Aber ich habe 
mich da raus gezogen.“ Mit der politi- 
schen Entwicklung in Hamburg wolle er 
nichts mehr zu tun habenl. Dies gelte mit 
einer Ausnahme: Wenn ein Gericht der 
von ihm geforderten Anfechtung der 
Bürgerschaftswahl entspreche. 

Quelle: www.spiegel-online.de I 


Erneut Nazi-Veranstaltung 
in Senden 


SENDEN. Am Samstag, 3. April 2004 
fand im bayerischen Senden erneut eine 
neofaschistische Großveranstaltung statt. 
Wieder konnte der Veranstalter, der 
Ortsverband Senden der neofaschisti- 
schen NPD, die städtische Festhalle Sen- 
den-Ay dafür nutzen. 200 Neonazis aus 
dem In- und Ausland konnten so unge- 
stört einer Hetzrede des NPD-Bundes- 
vorsitzenden Udo Voigt (Berlin) und 
Auftritten der braunen „Liedermacher“ 
Michael Müller und Annett Moeck frö- 
nen. Im Anschluss trat dann noch die aus 
dem Raum Krumbach stammende und in 
der Ehinger Nazikameradschaft „Wider- 
stand Schwaben“ organisierte Neonazi- 
band „Act of Violence“ auf. 

Der in den letzten Wochen gegen die 
Verantwortlichen der Stadt Senden auf- 
gebaute internationale Druck sorgte zwar 
dafür, dass die Stadt Senden widerwillig 
juristische Schritte begann. Ein Verbot 
der Veranstaltung aber war offensichtlich 
seitens der Stadt von vornherein nicht er- 
wünscht. So unterlag die Stadt Senden, 
statt die Gefahr für die öffentliche Si- 
cherheit durch neonazistische Umtriebe 
zu verdeutlichen, mit dem lächerlichen 
„Argument“, eine eintägige Kunstaus- 
stellung veranstalten zu wollen, vor dem 
Verwaltungsgericht. Beim bayerischen 
Verwaltungsgerichtshof in München 
reichte die Stadt Senden dann den Revi- 
sionsantrag nicht fristgerecht ein... 

Denise Bloch, Sprecherin der Antifa- 
schistischen Aktion Ulm/Neu-Ulm: „Of- 
fensichtlich ist das das neue Vorgehen 
von Stadt und Neonazis in Senden — die 
Stadt unternimmt juristische Schritte, um 
in der internationalen Öffentlichkeit 
nicht ganz so blamiert dazustehen wie 
seither, gleichzeitig ist die juristische 
Vorgehensweise derart peinlich und 
selbst formal so fehlerhaft, dass die Neo- 
nazis am Ende alle ihre Hetzveranstal- 
tungen durchführen können. Schließlich 
hatten diese neofaschistischen Veranstal- 
tungen ja jahrelang niemanden in Senden 
gestört, schon gar nicht in der Stadtver- 
waltung.“ 

Antifaschistische Aktion Ulm/Neu- 

Ulm c/o VzF, Postfach 4246, 89032 Ulm 
afa-ulm@antifa.net 
www.ulm.antifa.net I 


Neonazi-Demo in Wien 
angekündigt 

ÖSTERREICH. Das neonazistische Natio- 
naldemokratische Aktionsbüro (NDAB) 
von Robert Faller, einem vormaligen 
Führungskader der Kameradschaft Ger- 
mania, mobilisiert seit kurzem zu einer 
Demonstration am 1. Mai in Wien. Sie 
soll um 12 Uhr am Westbahnhof ihren 
Ausgang nehmen und über den Ring füh- 
ren. Ursprünglich rief das NDAB ge- 
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meinsam mit der Nationaldemokrati- 
schen Partei Österreichs (NPÖ) dazu auf. 
Eine offene Beteiligung der NPÖ, die 
das Programm der NSDAP übernommen 
hatte und deswegen zum Gegenstand po- 
lizeilicher Ermittlungen wurde, erschien 
den Verantwortlichen aber offenbar als 
zu gewagt. Gleiches gilt für die ur- 
sprüngliche Parole „erster Mai seit ‘33 
arbeitsfrei“, die aufgrund ihres doch zu 
offenen positiven Bezugs auf den Natio- 
nalsozialismus rasch wieder aus dem 
Mobilisierungsflugblatt genommen wur- 
de. Nun steht die Demonstration ganz 
unter dem Motto „EU-Nein Danke“. Sie 
soll sich gegen „die Globalisierung und 
Amerikanisierung sowie gegen den 
Hang zur Multikultur in Österreich“ 
richten. 

Faller war maßgeblich mitverantwort- 
lich für die Neonazi-Kundgebung gegen 
die „Wehrmachtsausstellung“ am 13. 
April 2002 in Wien. Im Sommer 2002 
versuchte er in Salzburg eine Demon- 
stration gegen „linke Gewalt“ zu organi- 
sieren. Die Behörden untersagten jedoch 
diesen weiteren Neonazi-Umzug. 

www.doew.at IM 


Rechts-Bündnis will ins 
Rathaus 


DRESDEN. Dünne Faltblättchen in Him- 
melblau landen dieser Tage in Hunderten 
Dresdner Briefkästen. Auf der Titelseite 
locken Sehenswürdigkeiten der Landes- 
hauptstadt. Hinten werben sechs gestan- 
dene Mannsbilder für sich, zum Teil mit 
Schlips, aber alle mit patriotischen Ab- 
sichten. So soll es jedenfalls der Leser 
glauben. 

„Wir stehen für Dresden“, lautet die 
Parole. „Freiheitlich — sozial — patrio- 
tisch“... sei ihr Denken. Das „Ende von 
Filz und Korruption“ fordern sie unter 
anderem, oder auch „Arbeitsplätze für 
Deutsche — Nein zur EU-Österweite- 
rung“, „Schluss mit dem Privatisierungs- 
wahn“, „Wiederaufbau der historischen 
Innenstadt“ und ein „Mahnmal für die 
Opfer des alliierten Bombenterrors“. Pa- 
rolen für den Kommunalwahlkampf, be- 
stens geeignet, um die Lufthoheit über 
den Dresdner Stammtischen zu erobern. 

Im kleiner Gedruckten formulieren die 
Herren etwas deutlicher: „Asylbetrüger 
und kriminelle Ausländer sind schnell- 
stens auszuweisen“, heißt es da. Oder: 
„Die Zulassung ausländischer Imbisse, 
Blumen- und Gemüsemärkte muss auf 
den Prüfstand.“ Außerdem dürften 
„fremde Gotteshäuser und abstrakte Ar- 
chitektur‘“ das Bild der Kulturstadt „nicht 
... verschandeln“. Damit könnten durch- 
aus die neue Synagoge oder Projekte des 
jüdischen Architekten Daniel Libeskind 
in Dresden gemeint sein, die den Herren 
offenbar ein Dorn im „volkstreuen“ 
Auge sind. Auf den ersten Blick sind die 
sechs solide wirkenden Herren vom Na- 
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tionalen Bündnis Dresden (NBD) poli- 
tisch gar nicht so leicht einzuordnen. 
Aber ihre politische Herkunft verrät: 
Hier will ein Sammelbecken ins Rathaus, 
das alle drei rechten Randparteien ver- 
tritt: NPD, Deutsche Volksunion (DVU) 
und die Republikaner (Rep). Die NPD 
spielt dabei möglicherweise die dominie- 
rende Rolle. 

Das Gründungstreffen am 24. April 
2003 in einem Dresdner Gasthaus fand 
lediglich bei ein paar Antifas Beachtung. 
Damals vor einem Jahr setzten sich Spit- 
zenvertreter der drei sächsischen Lan- 
desverbände von NPD, DVU und Repu- 
blikanern zusammen, um das Nationale 
Bündnis als Verein in die Welt zu setzen. 
Mit Holger Apfel wurde der stellvertre- 
tende NPD-Bundesvorsitzende an die 
Vereinsspitze gewählt. Dem 34-jährigen 
Verlagskaufmann, der in Riesa die Ge- 
schäfte des Deutsche-Stimme-Verlages 
führt, steht quasi die gesamte Logistik 
der NPD-Parteipresse zur Verfügung. 
Seine Stellvertreter im NBD sind der 
Dresdner Rep-Chef Frithjof Richter und 
der ehemalige Rep-Kreisvorsitzende 
Wolfgang Schwarz. Auch alle anderen 
Vorstandsmitglieder des Bündnisses sind 
aktive oder ehemalige Funktionäre aus 


Holg Apfel (Mitte), 14.6.03 in Dresden 
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den drei rechtsextremistischen Parteien. 
Seit dem 20. Juni 2003 ist der Verein un- 
ter Nummer 4251 im Dresdner Verein- 
sregister verzeichnet. 

Bisher scheiterten ähnliche Versuche, 
eine „nationale Opposition“ zu schaffen, 
am Gezänk zwischen den Aktivisten von 
NPD, DVU und Reps. 

Die Reaktion der Bundesvorstände 
von NPD, Rep und DVU ist deutlich ge- 
spalten. Während NPD-Chef Udo Voigt 
von einem „wegweisenden Projekt“ 
spricht, stehen die Spitzen der Republi- 
kaner und der DVU dem Dresdner Ver- 
ein ablehnend gegenüber. Der Republi- 
kaner-Bundesvorstand fasste sogar einen 
Abgrenzungsbeschluss und leitete gegen 
den NBD-Aktivisten Frithjof Richter ein 
Ausschlussverfahren ein, bestätigte die 
Rep-Landesvorsitzende Kerstin Lorenz 
gegenüber der Sächsischen Zeitung. 

36 Kandidaten hat der Verein aufge- 
stellt. Neben Mitgliedern der drei Par- 
teien sind auch Vertreter der vom Staats- 
schutz beobachteten Jungen Landsmann- 
schaft Ostpreußen (JLO) und einer der 
ehemaligen Betreiber des Dresdner Skin- 
head-Treffpunktes „Thor“ auf der Kandi- 
datenliste. 


Für den 15. Mai hat das Nationale 
Bündnis den NPD-Chef Voigt als Redner 
und den rechtsextremistischen Lieder- 
macher Frank Rennicke als Sänger ein- 
geladen. 

Quelle: Sächsische Zeitung, 
Donnerstag, 15. April 2004 


Mit Unterschriften gegen 
Islamzentrum 


AuGsBURG. Am 30. März 2004 übergab 
ein Herr Thiel, Sprecher des Zusammen- 
schlusses mehrerer Hochfelder gegen ein 
islamisches Kulturzentrum, über 10.000 
Unterschriften mit der Forderung, den 
Bebauungsplan zu ändern, damit kein is- 
lamisches Zentrum gebaut werden kann, 
an Herrn Kirchner, Sprecher des SPD- 
Stadtrates in Augsburg. Am 30. März, 
also gut zwei Monate, nachdem der 
Stadtrat erklärt hatte, dass dieses Bau- 
projekt verfahrenstechnisch gescheitert 
sei; zwei Monate, nachdem der Grund- 
stückseigner Siemens-Technopark sein 
Angebot gegenüber den Projektvertre- 
tern der islamischen Gemeinden zurück- 
gezogen hatte. Was sollte dann diese 
Show für die Medien? 

Um das Bauprojekt im Hochfeld, wel- 
ches die Bürgerinitiative um Herrn Thiel 
angeblich abwandeln will, kann es ja 
nicht mehr gegangen sein. Es kann ihnen 
also nur noch daran gelegen sein, ein tür- 
kisch-islamisches Zentrum überhaupt 
und überall in Augsburg zu verhindern. 
Und da treffen sich die Interessen dieser 
Gemeinschaft mit denen, die dies schon 
immer unterstützt haben, den Faschisten 
um die NPD, Neu-Schwabenland usw.. 
Diese hatten von Anfang an gegen eine 
„Nur-Veränderung‘“ der Bauwünsche sei- 
tens der islamischen Gemeinden und für 
eine vollständige Ablehnung jeglicher 
Bauten seitens der hier ansässigen tür- 
kischstämmigen Menschen gewettert. 

Jetzt müssten also die Sozialdemokra- 
ten — wie man hören kann, sollen ja etli- 
che der Hochfelder Sozialdemokraten 
die Bürgerinitiative bevölkern — aufwa- 
chen und sehen, neben wem sie faktisch 
gelandet sind mit ihrem Anliegen. Man 
kann aber auch zu dem Schluss kommen, 
sie wissen das bereits und es macht ihnen 
nicht so viel aus, weil ihnen mehr an ei- 
nem „sauberen“ Hochfeld liegt und dar- 
an, dass in „unserem“ Augsburg auch 
weiterhin „wir“ mit „unserer christlich- 
abendländischen“ und „deutschen Kul- 
tur“ bestimmen, wo’s lang geht. Diese 
Einstellung stünde im krassen Wider- 
spruch zu dem, was die rot-grüne Stad- 
tratsmehrheit bisher in Sachen islami- 
sches Kulturzentrum vertreten hat. Da 
das Anliegen der Moslems: in Augsburg 
weiterhin besteht, müssen die Sozialde- 
mokraten inwendig klären, was sie wol- 
len und die Grünen, wie lange sie noch 
solche Positionen bei ihrem roten Partner 
aushalten wollen. jo 


„Die Mörder sind unter uns ...” 


Antifaschistisches Pfingsttreffen zur Aufarbeitung der Geschichte der Gebirgsjäger 
und Gedenken an deren Opfer - Traditionspflege in Mittenwald 


“ Seit 1952 treffen sich alljährlich 
zu Pfingsten Veteranen der Wehr- 
machtseinheiten im _Schulter- 

schluss mit aktiven Bundeswehrsoldaten 
in Mittenwald, um eine der größten solda- 
tischen Feiern Deutschlands zu begehen, 
unterstützt von der Bundeswehr, gehul- 
digt durch Kranzniederlegungen des Ver- 
teidigungsministeriums und unter großer 
Anteilnahme der Bevölkerung. Es wird 
der gefallenen Kameraden und ihrer an- 
ständigen Pflichterfüllung gedacht und 
der Mythos vom Kampfes- und Opfermut 
der Wehrmachtssoldaten genährt. Es wird 
eine Traditionspflege betrieben, die eine 
Verdrehung des Verhältnisses von Opfern 
und Tätern verfolgt, die die kriegerischen 
Handlungen der Soldaten verherrlicht und 
die Verbrechen verharmlost, leugnet oder 
als notwendige Kriegshandlungen um- 
deutet. 

Organisiert und ausgerichtet werden 
die Feiern vom Traditionsverband „Ka- 
meradenkreis der Gebirgstruppe“, der 
sich 1952 gründete. 

„Ich würde gern einen der Soldaten fin- 
den und ihn fragen, warum hast du das ge- 
tan?“ Diese Frage stellte Christina Di- 
mou, Überlebende aus dem griechischen 
Dorf Kommeno, als sie Pfingsten 2003 an 
den Protestveranstaltungen gegen die Tra- 
ditionspflege der Gebirgsjäger in Mitten- 
wald teilnahm. Als 13-jähriges Mädchen 
hatte sie erleben müssen, wie im August 
1943 ihr Dorf Kommeno in Nordgrie- 
chenland von einer Wehrmachtseinheit 
zerstört wurde und 317 Menschen er- 
schossen wurden. Die tätige Wehrmacht- 
seinheit war die 12. Kompanie des Ge- 
birgsjäger-Regiments 98 der 1. Gebirgsjä- 
gerdivision aus Mittenwald gewesen. 

In dem idyllisch anmutenden Städtchen 
Mittenwald in Bayern, das damals und 
heute Stationierungsort der Gebirgsjäger- 
einheit war und ist, scheint seitens der Be- 
völkerung niemand Fragen zu haben - seit 
Jahrzehnten nicht! 

Auf Fragen sowie auf die seit zwei Jah- 
ren stattfindenden Protestveranstaltungen 
reagieren die Mitglieder der Traditionsge- 
meinschaften und der Großteil der Bevöl- 
kerung mit Antworten, die sich in einem 
gruseligen Ordnungsdenken verlieren. 
Als die jahrzehntelange Ruhe des Tradi- 
tionstreffens zu Pfingsten 2002 von eini- 
gen Personen durch Protest und mit der 
Aufforderung unterbrochen wurde, u.a. 
der griechischen Opfer der deutschen Ge- 
birgsjäger zu gedenken, reagierten die 
ausgebildeten Kämpfer — Veteranen und 
Bundeswehrsoldaten vereint — mit geziel- 
ten Kniestößen und Fausthieben. Alte Ve- 
teranen verwandelten ihre Krückstöcke 
rasant zu Schlagstöcken. Der Wunsch 


nach Säuberungsaktionen und Entsor- 
gungsphantasien wurde Pfingsten 2003 
angesichts der Proteste vor laufender 
Fernsehkamera ausgesprochen. 


Blutige Vergangenheit 


Das von den Gebirgsjägern der Wehr- 
macht begangene Massaker in dem grie- 
chischen Dorf Kommeno am 16. August 
1943 war kein Einzelfall; zum Katalog 
der Gebirgsjäger-Verbrechen gehört 
auch die Erschießung von ca. 5.000 ita- 
lienischen Kriegsgefangenen auf der 
griechischen Insel Kephallonia im Sep- 
tember 1943. Die Blutspur schwerster 
Kriegsverbrechen dieser Eliteeinheit 
zieht sich über Finnland, die heutige 
Ukraine, Jugoslawien, Italien, Frank- 
reich bis nach Griechenland. „Sühne- 
maßnahme“ und „Vergeltungsaktion“ 
lautete die kriegspropagandistische 
Rechtfertigung, mit der die deutschen 
Gebirgsjäger Zivilisten ermordeten, 
plünderten und die Dörfer niederbrann- 
ten und zerstörten. 

Im Gefechtsbericht zu dem Massaker 
in Kommeno hieß es später: „Beute: 
etwa 150 tote Zivilisten, 16 Stück Groß- 
vieh, 1 LKW, 5 italienische Karabiner, 
eine italienische MP.“ 


Keine Entschädigung für die Opfer 


Während die Mörder von einst straf- 
rechtlich nicht verfolgt wurden und von 
staatlichen Renten leben, erhalten die 
meisten Opfer bis heute keine Entschädi- 
gungen, so auch nicht die Überlebenden 
der von den Gebirgsjägern begangenen 
Massaker in Griechenland. Die Entschä- 
digungszahlung an Opfer von Kriegsver- 
brechen wurde mit Verweis auf das Lon- 
doner Schuldenabkommen von 1953 auf 
den Zeitpunkt eines endgültigen Frie- 
densvertrages verschoben. Doch nach 
dem Zustandekommen des 2-plus-4 Ab- 
kommens 1989 verweigerte die Bundes- 
republik die Verhandlungen über Ent- 
schädigungszahlungen, sprach weiterhin 
von notwendigen Kriegshandlungen 
oder betonte die guten zwischenstaat- 
lichen Beziehungen, als Beweis des be- 
reits gezogenen Schlussstrichs. 


Elitetruppen: heute und gestern 


Die Einheiten der Gebirgsjäger gehören 
auch heute zu den Elitetruppen der 
Bundeswehr, seit Mitte der 90er Jahre 
sind sie an Auslandseinsätzen beteiligt. 
Ihre Verbindungen zu den Traditionsge- 
meinschaften sind im Vergleich zu ande- 
ren Truppengattungen der Bundeswehr 


. on 
Im Blutbad - das Edelweiß 
Aachen. Dreißig Antifaschisten protestierten am 5. März vor der Gallwitzkaserne (Graf 
Schwerin Straße) gegen die andauernde Traditionspflege der deutschen Gebirgsjäger. 1990 
wurde ein Gedenkstein in der Gallwitzkaserne eingeweiht, auf dem die „Ortskameradschaft 
Deutsche Gebirgstruppe” in Kooperation mit der „Technischen Schule der Bundeswehr” die 
Toten der Gebirgsjägertruppe ehrt. Geschützt vor der Öffentlichkeit hinter Stacheldraht und 
hohen Mauern finden dort seitdem Ende Mai regelmäßig Heldengedenkfeiern statt. Hierbei 
werden schlimmste Kriegsverbrechen gefeiert, denn tatsächlich waren die Gebirgsjägerein- 
heiten im Zweiten Weltkrieg einer der blutigsten Truppenteile der faschistischen Wehrmacht. 
Zum Gedenken an die Opfer der Gebirgsjäger - etwa auf der griechischen Insel Kephallo- 
nia und der Ortschaft Distomo - stellten die Antifaschisten Holzkreuze vor dem Karamensr 
auf. Die VVNBdA erinnerte mit eser Akon an ka “a der „Helden": Niemand und 


nichts ist vergessen! 
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besonders ausgeprägt. Als Bestandteil 
der Krisenreaktionskräfte und des Kom- 
mandos Spezialkräfte werden sie auch in 
der seit Herbst 2003 bereitstehenden EU- 
Interventionstruppe zum Einsatz kom- 
men. In Anlehnung an die Wehrmacht 
propagiert die Bundeswehr das sog. un- 
politische Soldatentum, den „Kämpfer- 
typ“, der professionell seinen Job erle- 
digt. Die in den Traditionsvereinen ge- 
pflegte „Kameradschaft“ soll den 
Bundeswehrangehörigen — wie einst den 
Soldaten der Wehrmacht — dabei helfen, 
traumatische Erfahrungen wie Verwun- 
dung, Verstümmelung und Tod im Ein- 
satz zu bewältigen. 


Wir rufen alle AntifaschistInnen und 
AntimilitaristInnen zur Teilnahme an 
den geplanten Protestveranstaltungen ge- 
gen die Traditionspflege der Gebirgsjä- 
ger auf. Zu Pfingsten, am 29. und 30. 
Mai 04 wollen wir erneut dazu beitragen, 
dass dieses Soldatentreffen nicht unge- 
stört über die Bühne gehen kann. 


Samstag, den 29. Mai 2004: 


11.00 Uhr: Demonstration ab Bahnhof 
durch Mittenwald 

15.00 bis 18.00 Uhr: Veranstaltung mit 
Beiträgen zu den NS-Kriegsverbrechen 
der Gebirgsjäger in Frankreich, Italien 
und Griechenland 


Sonntag, den 30. Mai 2004: 


ab 9.00 Uhr: Kundgebung 
gegen das Pfingsttreffen am Hohen 
Brendten unter dem Motto 


„Bestrafung der Kriegsverbrecher - 
Entschädigung aller NS-Opfer - Für 
die Auflösung der Bundeswehr!“ 


Infos unter: http://www.nadir.org/na- 
dir/kampagnen/mittenwald/ 

Kontakt: angreifbare.tradition@ 
freenet.de 

Spendenkonto: Freie Medien „Tradi- 
tionspflege“ Postbank Essen 

Kto 470834437, BLZ 36010043 I 


GREVENBROICH. Die rechte Zeit- 
schrift „eigentümlich frei“ und ihr 
Herausgeber Andre F. Lichtschlag 
(„Lichtschlag Medien und Werbung KG“, 
Grevenbroich) rufen für den 1. Mai zu ei- 
ner Demonstration „gegen die Allmacht 
der Gewerkschaften und für freie Märkte“ 
in Grevenbroich (Kreis Neuss) auf. Be- 
reits im vergangenen Jahr hatten Licht- 
schlag und seine Mitstreiter zu einem 
„Tag des Widerstandes gegen den DGB“ 
in Düsseldorf aufgerufen. 

In dem Aufruf wurde der demokrati- 
schen Interessenvertretung u.a. vorgewor- 
fen, sie wolle „Armut und Arbeitslosig- 
keit für alle“. „Umverteilung und Gleich- 
schaltung“ führten aber, so Lichtschlag, 
„zu Armut und Sklaverei“. Auch wenn 
dem Aufruf „gegen Bevormundung, ge- 
werkschaftliche Willkür und Steuer-Aus- 
beutung von oben“ nur wenige folgten, 
scheint Lichtschlag die angeblich so 
„hohe Medienresonanz“ auf seine Aktion 
gefallen zu haben. Immerhin ist es kosten- 
lose Werbung für seine Zeitschrift „eigen- 
tümlich frei“, die mit dem Untertitel 
„Freisinn Eigensinn Eigentum“ seit 1998 
erscheint und deren Kioskverkauf wohl 
gerade gar nicht so gut läuft. 

Ursprünglich geplant war, die Zeit- 
schrift langfristig als Wochenzeitung und 
„Organ der Freiheit“ zu etablieren. Da- 
mals fanden sich im Adressenteil der Zeit- 
schrift, zu diesem Zeitpunkt noch mit 
„Marktplatz für Liberalismus, Anar- 
chismus und Kapitalismus“ untertitelt, 
u.a. die „Anarchistische Pogo-Partei 
Deutschlands“ neben der „Liberalen Aka- 
demie“, der „Arbeitsgemeinschaft Selb- 
ständiger Unternehmer“, der „Kapitalisti- 
schen Partei Deutschlands“ und der frei- 
wirtschaftlichen Zeitschrift „Der Dritte 
Weg“. „Freunde von Friedrich Nietzsche, 
Max Stirner und Ernst Jünger“ sollten hier 
ebenso ihren „Marktplatz“ finden, wie 
„Freiwirtschaftler oder Freidenker“. 

Die Argumente der Herausgeber um 
Lichtschlag seien „den großen freiheit- 
lichen Traditionen des Liberalismus, des 
Anarchismus und des Kapitalismus“ ent- 
liehen, hieß es in der ersten Ausgabe der 
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Querfront gegen 
Gewerkschaften 


Zeitschrift. Bei genauerem Hinsehen ent- 
puppt sich die Zeitschrift als Produkt 
rechter Liberaler in und um die FDP, 
rechtskonservativen Autoren, die man be- 
reits aus „Criticon“ oder der „Jungen Frei- 
heit“ kennt, sowie von Anhängern des So- 
zialdarwinisten Silvio Gesell, des indivi- 
dual-anarchistischen Philosophen Max 
Stirner, die sich auch als „„Anarcho-Kapi- 
talisten“ bezeichnen, und von Friedrich 
August von Hayek, dem „Guru des Neoli- 
beralismus“. Aber das Querfront-Projekt 
reicht noch weiter: Neben Jürgen W. Möl- 
lemann, BDI-Präsident Hans-Olaf Henkel 
und „Junge Freiheit“-Chefredakteur Die- 
ter Stein wurde hier auch Peter Töpfer 
vom revisionistischen „Verlag der Freun- 
de“ in Berlin interviewt. Er ist einer der 
Gründerväter der holocaust-leugnenden 
Zeitschrift „Sleipnir“, Mitinitiatior eines 
„national-anarchistischen“ _Querfront- 
Projekts und verfügt über gute Verbindun- 
gen zur Neonazi-Szene. 

Texte von Chefredakteur Lichtschlag 
finden sich nicht nur in „eigentümlich 
frei“, sondern auch in der rechtskonserva- 
tiven Zeitschrift „Criticon“, der rechten 
Wochenzeitung „Junge Freiheit“ (JF) und 
neuerdings auch in der „Sezession“, die 
vom um die JF angesiedelten „Institut für 
Staatspolitik“ herausgegeben wird. Poli- 
tisch organisiert war Lichtschlag früher 
u.a. in der FDP, wo er örtlicher Presse- 
sprecher war, und in der „Rheinlandpar- 
tel”, 

Im „Redaktionsbeirat“ der Zeitschrift 
finden sich finanzkräftige Gönner mit 
akademischen Graden, die u.a. für die 
FDP-nahe Friedrich-Naumann-Stiftung 
und die „Liberale Akademie Berlin“ tätig 
sind oder wie z.B. Roland Baader für ein- 
schlägig rechte Blätter wie z.B. „Criti- 
con“, „Junge Freiheit“ oder „Schweizer- 
zeit“ schreiben. Andere, wie z.B. Stefan 
Blankertz („Das libertäre Manifest‘) vom 


Kölner „Gestalt-Institut‘“, haben den Um- 
weg über das Redaktionskollektiv des an- 
archistischen „Schwarzer Faden“ ge- 
macht, um nun von der „Friedrich-Nau- 
mann-Stiftung“ als Referent eingeladen 
zu werden. 

Anzeigen und Werbung findet sich in 
„eigentümlich frei‘ auch. Sie reichen von 
der lokalen Generalvertretung der AXA- 
Versicherung über den Neusser Holzfach- 
großhandel JUNGBLUTH bis zur Düs- 
seldorfer „TL Management GmbH“, aber 
auch von den „Liberalen Vierteljahreshef- 
ten für Politik und Kultur“, „NOVO“, 
„Criticon“ bis zum freiwirtschaftlichen 
„Der Dritte Weg“. Umgekehrt findet sich 
Werbung für „eigentümlich frei“ u.a. in 
der „Jungen Freiheit“, in „Criticon“, aber 
auch in der „TAZ“. Auch von den Hoh- 
mann-Freunden vom „Bund der Selbstän- 
digen“ in NRW und der NPD-Zeitung 
„Deutsche Stimme“ wurde Lichtschlags 
Blatt schon besprochen. 

Im vergangenen Jahr plädierte Licht- 
schlag für ein Bündnis radikallibertärer 
und nationalkonservativer Kräfte. 

Als „Vorbild“ könne das grüne Modell 
mit seinen — ursprünglich — verschiedenen 
Strömungen dienen. „Und hätte das 
Bündnis nicht seinen Reiz ?“, fragt Licht- 
schlag und sieht „eine Koalition von An- 
archo-Dandys und Cyberpunks mit Män- 
nerbewegten und Familientreuen“ und 
„Individualisten, bayerischen Separatis- 
ten und Deutschnationalen in einem Boot 
gegen den unscheinbar unaufhaltsamen 
Zug in den Brüsseler und UN-Zentra- 
lismus“. Vorbilder für eine solche „liber- 
tär-freiheitlich-konservativ-nationale Be- 
wegung“ sieht Lichtschlag dabei u.a. in 
Jürgen W. Möllemann, Pim Fortuyn, Jörg 
Haider und Silvio Berlusconi. „Die neue 
Kraft“, so Lichtschlag sei „vermutlich 
viel näher am Start“ als „viele jetzt noch 
ahnen“. pebW 


Am 11. April, dem Jahrestag der 
Selbstbefreiung des KZ Buchen- 
wald, wurde Walter Sonntag 
posthum mit der Auszeichnung „Gerech- 
ter unter den Völkern“ geehrt. Im Kino- 
saal der Gedenkstätte Buchenwald wur- 
den in einer Feierstunde die Yad Va- 
shem-Medaille und die Urkunde an Wal- 
ter Sonntags Witwe durch den Presse- 
sprecher der israelischen Botschaft über- 
geben. In einer Erklärung der Gedenk- 
stätte Buchenwald heißt es: 

„Walter Sonntag, geboren 1902 in 
Chemnitz, war von Beruf Landarbeiter 
und Bauarbeiter. 

Als aktives Mitglied der KPD wurde 
er bereits 1933 verhaftet. Im April 1938 
kam er ins KZ Buchenwald und musste 
im Straßenbau-Kommando arbeiten. Von 
1940 bis 1943 war er Kapo des Kom- 
mandos. Nach einem Unfall im Stein- 
bruch wurde er Blockältester, zunächst 
in Block 58, dann in Block 49. 

In dieser Funktion half er den Juden 
seines Blocks, unter ihnen John Ranz, 
der im Februar 1945 als Jugendlicher 
von Auschwitz nach Buchenwald ge- 
kommen war. Anfang April, als das La- 
ger geräumt werden sollte, verriet Wal- 
ter Sonntag trotz vorgehaltener Pistole 
der SS nicht, wer die Juden seines 
Blocks sind und rettete damit fast 400 jü- 
dischen Häftlingen das Leben. 

Nach der Befreiung lebte Walter 
Sonntag in Jena, wo er bis zu seiner In- 
validisierung 1957 als Parteisekretär und 
beim VVB Optik Jena tätig war. 1968 
starb er an den Folgen der langjährigen 
Lagerhaft. 

Am 11. April 2004 wird Walter Sonn- 
tag posthum mit der Auszeichnung ‚Ge- 
rechter unter den Völkern‘ geehrt. Die 
Holocaust-Gedenkstätte YAD VASHEM 
in Jerusalem vergibt den Ehrentitel an 
Nichtjuden, die während der Nazizeit mit 
persönlichem Einsatz und unter Gefähr- 
dung des eigenen Lebens verfolgten Ju- 
den lebensrettend zu Hilfe kamen. Der 
heute 82jährige John Ranz, Professor für 
Europäische Geschichte und Geschichte 
des Holocaust in den USA, hat die dafür 
notwendige authentische Zeugenaussage 
abgegeben.“ 

In seinen kurzen Einleitungsworten 
deutete Professor Knigge, Direktor der 
Gedenkstätten Buchenwald und Mittel- 
bau-Dora, an, dass die Würdigung des 
uneigennützigen Handelns Walter Sonn- 
tags nicht mit der bisher verbreiteten ne- 
gativen Darstellung der ‚roten Kapos’ 
übereinstimmt. 

Im Anschluss an die Yad Vashem- 
Feierstunde nahmen die Anwesenden, 
darunter Überlebende der KZ-Haft, teil 
an der Kundgebung des Internationalen 
Komitees Buchenwald-Dora und Kom- 
mandos zum 59. Jahrestag der Selbstbe- 
freiung des KZ Buchenwald. Dort sprach 
u.a. Robert Büchler, der als Kind im KZ 
Buchenwald eingekerkert war und heute 


Buchenwald: 


Kommunistischer 
Blockältester geehrt 


in Israel lebt. Er betonte, dass nur durch 
die Solidarität der politischen Häftlinge 
und die Arbeit der Internationalen 
Widerstandsorganisation im Lager tau- 
send jüdische Kinder vor der Ermordung 
gerettet wurden. gbalM 


Wir dokumentieren Auszüge aus den Reden 
von Robert Büchler und Franz von Hammer- 
stein, beide KZ-Überlebende, sowie zwei Er- 
klärungen des Beirats der ehemaligen Häftlin- 
ge des Konzentrationslagers in der Stiftung 
Gedenkstätte Buchenwald. 


Das richtige Gedenken 
bewahren 


„Ohne das Gedenken hat die Ge- 
schichte keinen Sinn und das Abenteuer 
Menschheit ist nichts mehr wert.” 

Elie Wiesel 

Eins der „Kinder von Buchenwald“ 
Literaturnobelpreisträger 


Auf Initiative der CDU/CSU-Fraktion 
und einem Vorschlag der sächsischen 
Landesregierung folgend sollte der 
Bundestag am 30. Januar einen Geset- 
zestext diskutieren, der „einen globalen 
Rahmen für das Gedenken an alle Opfer 
der zwei deutschen Diktaturen“ schaffen 
wollte. 


Der Skandal, der durch diesen Versuch 
ausgelöst wurde, das Gedenken an die im 
Nationalsozialismus begangenen Verbre- 
chen aufzuweichen, hat die Autoren des 
Textes veranlasst, ihn noch vor der Dis- 
kussion wieder zurückzuziehen. Aber 
das bedeutet nicht, dass das Gedenken 
nicht mehr in Gefahr ist. 

Es handelt sich nicht um den ersten 
Versuch von Geschichtsfälschung. In der 
Zeit nach der deutschen Wiedervereini- 
gung mussten wir außerordentlich auf- 
merksam sein. Es gab intensive Diskus- 
sionen mit dem Ziel, 
die Stätten der nazis- 
tischen Konzentra- 
tionslager und ihre 
° spezielle historische 
Bedeutung zu be- 
'; wahren, wobei jede 
“ willkürliche Vermi- 
4 schung der Gegeben- 
heiten in den nazisti- 
schen Lagern mit der 
möglichen Nutzung 
4 dieser Orte nach dem 
Krieg abgelehnt wur- 

de. 

- Die einstimmige 

Resolution des euro- 
päischen Parlaments 
„vom 13. Februar 
1993 und die Direkti- 
ven über die Zukunft 
der Gedenkstätten, 
die von der Arbeits- 
gruppe der Direkto- 
ren deutscher Ge- 
denkstätten, deren 
Sprecher unser 
Freund Prof. Dr. 
Volkhard Knigge ist, 
verabschiedet wur- 

"= den, sind nach wie 

vor gültig und sollten 

angesichts von Vermischungen und ne- 

gationistischen Versuchen verschiedener 

Seiten immer wieder kraftvoll in Erinne- 
rung gebracht werden. 

Durch ihre lebhaften Reaktionen ha- 
ben dies die deutschen Verbände gegen 
Nazismus und die Vertreter der Opfer, 
insbesondere der Zentralrat der Juden in 
Deutschland sowie die Direktoren der 
Gedenkstätten, auch sehr schnell unter- 
strichen. 

Als Bundespräsident Roman Herzog 
die Entscheidung verkündete, am 27. Ja- 
nuar jedes Jahr der Opfer des Nazismus 
zu gedenken, erklärte er: „So sehr auch 
die Schuldfrage des deutschen Volkes 
abzulehnen ist, da Deutsche ihr Leben, 
ihre Freiheit und ihre Gesundheit im 
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Kampf gegen den Nazismus eingesetzt 
haben, so sehr ist aber auch die Verant- 
wortung der Deutschen gefragt, wenn es 
darum geht, einerseits die Erinnerung zu 
bewahren und andererseits auf die Um- 
setzung der Lehren aus der Geschichte 
zu achten, die auf die gleichen Ziele hin- 
auslaufen: Demokratie, Rechtsstaatlich- 
keit, Menschenrechte und Menschen- 
würde.“ 

Das Gedenken an unsere Vergangen- 
heit kann nicht relativiert werden. Der 
spezielle Charakter eines Regimes, das 
vom ersten Tag an Gewalt insbesondere 
gegen das deutsche Volk eingesetzt hat 
und das am Ende Millionen Kriegstote, 
den Völkermord an den Juden. den Sinti 
und Roma und den Slawen zu verant- 
worten hatte, darf nicht aus der Ge- 
schichte verschwinden. 

Dieses Gedenken ist ein Gedenken der 
Völker Europas ebenso wie ein Geden- 
ken des deutschen Volkes, selbst eines 
der Völker der Welt. Wir alle müssen das 
richtige Gedenken sichern, damit die 
Lehren dem Leben dienen. 

Buchenwald, den 10. April 2004 
Beirat der ehemaligen Häftlinge des 
Konzentrationslagers in der Stiftung 

Gedenkstätte Buchenwald 
Internationales Komitee Buchenwald- 
Dora und Kommandos U 


aus der Rede von Robert 
Büchler: 


Am 18. Januar 1945 wurden wir 
von Auschwitz evakuiert. In die- 
sen Tagen herrschte eine eisige 
Kälte und wir, mehr als Tausend jüdische 
Jugendliche, waren bei völlig ungenü- 
gender Bekleidung und ohne Ernährung 
tagelang unterwegs gewesen. Nach ei- 
nem zweitägigen Todesmarsch und drei- 
tägigem Todestransport in offenen Koh- 
lenwagen wurden die, die diesen Todes- 
transport überlebt hatten, nach Buchen- 
wald gebracht. Wir hatten keine Ahnung, 
wo wir angekommen waren, wir waren 
am Rande des Verderbens, völlig er- 
schöpft, entkräftet und durchgefroren und 
hatten unsere Orientierungsinstinkte völ- 
lig verloren. 

Mit letzten Kräften schleppten sich die 
angekommenen Kameraden vom Bahn- 
hof ins Lager. Viele Zusammengebroche- 
ne mussten von Buchenwalder Häftlin- 
gen mit Handwagen und Karren ins La- 
ger gefahren werden. 

Mich hat ein alter deutscher Häftling 
vom Wagon aufgehoben und ins Bad ge- 
tragen. „Junge hab keine Angst, du bist 
hier nicht mehr in Auschwitz. Hier gibt es 
keine Gaskammern“, hat er wiederholt zu 
mir gesagt. Ich konnte ihn kaum verste- 
hen und kaum begreifen, was er eigent- 
lich sagen wollte. Ich hatte viel Angst, für 
mich war jedes KZ ähnlich, ein Synonym 
für Auschwitz. 
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Gleich beim Einzug ins Lager habe ich 
die erste Lektion über Buchenwald be- 
kommen, die mir den Unterschied zu Au- 
schwitz zeigte. Wir standen Schlange vor 
der Häftlingsschreibstube. Als ich an der 
Reihe war, stand ich dem Häftlings- 
schreiber gegenüber, der 
ungefähr 60 Jahre alt war. 
Wie üblich wurde ich über 
meine persönlichen Daten 
und dergleichen befragt, 
und als wir auf mein Hei- 
matland kamen, habe ich 
Tschechoslowakei angege- 
ben. Der Mann hob seinen 
Blick von dem Fragebogen ; 
und schaute mich mit 
Überraschung und Verwun- 
derung an. Er sprach 
Tschechisch mit mir und 
sagte, dass es für ihn der er- 
ste Fall sei, dass ein Häft- 
ling in Buchenwald seine 
Heimat nenne, die damals 
nicht existierte. Er, als 
tschechischer Patriot, der 
das 6. Jahr im KL verbrin- 
gen müssen, schätzte mei- 
ne Antwort sehr. Als ich ab- 
treten wollte, hat er mich 
um meine Häftlingsmütze 
gebeten, die er mir mit ver- 
schiedenen Lebensmitteln 
vollstopfte. Für mich war 
es das erste Essen, das ich 
nach vielen Hungertagen ® 
eingenommen habe. Ich 
werde diesen Fall niemals vergessen, der 
nach meiner bisherigen Erfahrung als jü- 
discher Häftling im KL einzigartig war. 

In Buchenwald war ich in einem Kin- 
derblock, am Rande des „Kleinen La- 
gers“ eingewiesen. Dort waren ungefähr 
800-900, fast alles jüdische Jugendliche 
und Kinder eingepfercht, die mit den 
Evakuierungstransporten aus Auschwitz 
und anderen Lagern im Osten kamen. 
Trotz des grausamen Alltags, des Hun- 
gers und der Kälte, habe ich nach kurzer 
Zeit begriffen, dass ein grundlegender 
Unterschied zwischen Buchenwald und 
Auschwitz bestand — ich war nicht mehr 
in Auschwitz, so wie es der alte deutsche 
Häftling gesagt hatte. 

Die Zusammenfassung eines großen 
Teils der jüdischen Jugendlichen und 
Kinder in einer Baracke, unter Aufsicht 
bewährter Antifaschisten, gab die Mög- 
lichkeit, die Jungen aus dem Blickfeld 
der SS zu rücken und ihre Lebensbedin- 
gungen etwas zu verbessern. Um zu ver- 
hindern, sie auf Transportlisten zu setzen 
und sie in die berüchtigten Lager zu über- 
führen, wurden sie als transportunfähig 
oder krank erklärt und so vor dem nahen 
Tode bewahrt. Um die jüdischen Jungen 
zu schützen, schärfte man ihnen ein, sich 
nicht als Jude zu melden und den Ein- 
druck zu machen, es seien keine jüdi- 
schen Jungen mehr im Block. 


Obwohl alle Gefangenen arbeiten 
mussten, brauchten wir nicht zu arbeiten. 
Die Arbeitsbedingungen in Buchenwald 
waren besonders bedrückend, ungenü- 
gende Kleidung, wenig zu essen und die 
Schikanen durch die SS und Kapos waren 


Grund dafür, dass viele Kameraden das 
nicht durchhielten. 

Für uns, die völlig erschöpft waren und 
keine Wintersachen hatten, war es le- 
bensrettend, dass wir nicht arbeiten mus- 
sten und die Wintertage im Block ver- 
bringen konnten. Außerdem hatten wir 
einen weiteren wichtigen Vorteil. Wir 
standen nicht mit den anderen Häftlingen 
auf dem Appellplatz. So entkamen wir 
einer Menge Grausamkeit. Es war ein 
großes Verdienst der solidarischen Hilfe 
der maßgebenden alten politischen Häft- 
linge, diese großartige Errungenschaft, 
dieses Nicht-Arbeiten müssen zu realisie- 
ren, was für die geschwächten jüdischen 
Jungen von lebenswichtiger Bedeutung 
war. Ich wiederhole, Solidarität war we- 
nigstens in Buchenwald keine leere 
Phrase. 

In dieser Weise, dank der gegenseiti- 
gen Hilfe und Solidarität konnten bis 10. 
April 1945, also einen Tag vor der Befrei- 
ung, mehr als 900 jüdische Jugendliche, 
Insassen des Kinderblocks 66 verschont 
bleiben. 

...Man muss dabei bemerken, dass die 
spezifischen Bedingungen, die in Bu- 
chenwald herrschten und die Rettung so 
vieler Jugendlicher ermöglichten, nicht 
vom Himmel gefallen sind, sondern im 
jahrelangen Kampf hart erkämpft worden 
sind. [7] 


Der 


aus der Rede von Franz von 
Hammerstein: 


Liebe Kameraden und Freunde, meine 
Damen und Herren, 

... wir gedenken heute wie jedes Jahr vor 
allem der Verbrechen in den Konzentra- 
tionslagern. Diese waren mit ihren Milli- 
onen Häftlingen das schrecklichste Ver- 
brechen des Hitlerismus, längst vor dem 
Krieg, der dann ähnlich viele Opfer for- 
derte. In den KZs wurden einzelne Fein- 
de, Kommunisten und Sozialdemokraten 
und andere, und später im Krieg Wider- 
standskämpfer aus vielen Völkern Euro- 
pas eingesperrt, im riesigen Lager mit 
den Rassenfeinden, Kriegs- und Strafge- 
fangenen, Juden, Slawen, Sinti und 
Roma, Homosexuellen, die durch schwe- 
re Arbeit und Unterernährung systema- 
tisch zu Tode gebracht wurden, unter de- 
nen sich aber auch Widerstandsgruppen 
bildeten, die auf die Selbstbefreiung hin- 
arbeiteten. 

Mit einer Gruppe politischer Feinde 
landete auch ich im Februar 1945 in einer 
abseits stehenden Baracke des Lagers 
Buchenwald. Ich war ein „Sippenhäft- 
ling“, denn zwei Brüder von mir waren 
am 20. Juli beteiligt gewesen, der eine in 
der Gruppe Stauffenberg, der andere mit 
Goerdeler, einem zentralen Gegner Hit- 
lers. Meine zwei Brüder desertierten, 
konnten untertauchen, sich verstecken, 
der eine bei einer linken Drogistin in Ber- 
lin, der andere bei einem katholischen 
Priester in Köln. Dafür kam ich, der jüng- 
ste Bruder, 6 Monate in Gestapoeinzel- 
haft in Berlin, meine Mutter und die jüng- 
ste Schwester saßen im Frauengefängnis. 
Und im Februar 1945 sahen wir uns wie- 
der, als wir zusammen mit einigen ande- 
ren Mitgliedern von Widerstandsfamilien 
per Eisenbahn nach Buchenwald ge- 
bracht wurden. Außerhalb des Lagers, 
umgeben von einer hohen Mauer, war die 
Isolierbaracke für die Sippenhäftlinge. 
Da trafen wir auf weitere Familienange- 
hörige von Beteiligten am 20. Juli, Stauf- 
fenbergs, Hofackers, Goerdelers u.a. Wir 
hatten keine Ahnung von der Größe des 
Lagers nebenan, ... über die Mauer hörten 
wir die Hunde bellen und die Musik spie- 
len zu den stundenlangen Appellen. 

Was Sippenhaft eigentlich bedeutete 
lernten wir erst nach dem Krieg durch die 
Rede Himmlers, der nach dem miss- 
glückten Attentat neuer Befehlshaber der 
Heimatarmee geworden war und für die 
Bestrafung der Beteiligten verantwort- 
lich. Am 3. August 1944 sagte Himmler 
vor Gauleitern: „Wir müssen den Krieg 
gewinnen. Die Armee muss sich reinigen. 
Wir werden eine absolute Sippenhaftung 
einführen. Wer sich bewährt, wird ein- 
schließlich seiner Familie belohnt mit ei- 
ner Siedlerstelle, einem Bauernhof, ei- 
nem Gutsbetrieb. Wer uns verrät, wie 
Stauffenberg und alle andern Beteiligten, 
wird entsprechend der alten germani- 


schen Saga in die Acht getan, für vogel- 
frei erklärt: Dieser Mann hat Verrrat ge- 
übt, das Blut ist schlecht, da ist Verräter- 
blut drin, das wird ausgerottet.‘ Die Fa- 
milie Stauffenberg wird ausgelöscht wer- 
den bis ins letzte Glied.“ 

Die Sippenhaft wurde auf Deserteure, 
auf alle Verräter am Nazismus ausge- 
dehnt. Radikal, rücksichtslos, abschre- 
ckend sollte die Gestapo vorgehen. „Sie 
sollen hängen wie gemeine Verräter“, so- 
weit Himmler. Unsere Bewacher kannten 
diese Rede Himmlers wohl. Wir nicht. 
Wir ahnten Schreckliches, hofften gleich- 
zeitig auf Befreiung. Wir waren plötzlich 
rassisch Verfolgte mit bösem Blut, ohne 
es zu wissen. 

Isoliert von uns wurden bekannte euro- 
päische Politiker in Haft gehalten, der 
frühere Ministerpräsident von Frank- 
reich, Leon Blum, seit 2 Jahren. Auch der 
evangelische Theologe Dietrich Bon- 
hoeffer war Gefangener in Buchenwald, 
was wir nicht ahnten. 

.. Kurz vor der Selbstbefreiung des 
Lagers und der anschließenden Befreiung 
durch Amerikaner wurde uns Sippenhäft- 
lingen befohlen: „Fertigmachen zum 
Transport!“ In Lastwagen und Autobus- 
sen wurden wir in Richtung Süden ab- 
transportiert ... Das Reiseziel waren die 
Alpen. In den österreichischen Bergen 
sammelte Hitler Truppen, Waffen, Rake- 
ten, auch wohl aus den unterirdischen Fa- 
briken des KZ Buchenwald Dora, un von 
dort aus Europa wieder zu erobern. Sol- 
che Träume hatten auch manche unserer 
SS Bewacher, die uns drohten. Andere, 
volksdeutsche SS aus Ungarn, ermutigten 
uns. Würde die SS die Gefangenen als 
wertvolle Geiseln brauchen, als Tausch- 
objekte, oder würde sie sie befehlsgemäß 
noch ermorden? Mutige deutsche Offi- 
ziere und italienische Partisanen ent- 
machteten die SS und beschützten die 
große Gruppe in dem Tiroler Bergtal, bis 
die amerikanischen Befreier da waren. 

Die fünf jüngsten Gefangenen, darun- 
ter ich, waren zuletzt unter SS-Bewa- 
chung zu Fuß Richtung Alpen in Marsch 
gesetzt worden. Als die Amerikaner im- 
mer näher rückten und man den Kano- 
nendonner schon hören konnte, ver- 
schwanden die Bewacher allmählich, um 
sich selbst zu retten. So war ich nun auch 
frei, aber auf der Landstraße, ohne Papie- 
re, ohne alles. 

Ich ging nach Buchenwald zurück, um 
mir Papiere geben zu lassen. Nun endlich 
sah ich zu meinem Entsetzen, was Bu- 
chenwald gewesen war! In den Baracken 
lagen noch die transportunfähigen Tod- 
kranken, die man zu retten versuchte. Ich 
erfuhr von den Widerstandsgruppen die 
sich im Lager formiert hatten, und vor al- 
lem hörte ich den Schwur von Buchen- 
wald, der mich mein Leben lang begleitet 
hat, den ich zu meinem eigenen machte 
und der hinter meiner Lebensarbeit der 
Versöhnung steht. | 


lismus Vebarlicht a dass sie Ras: 


_ sismus und Fremdenhass propagieren 


und gegenüber Ausländern und Deut- 
schen gewalttätig werden, dass sie die 


.nationalsoziahstisc e Verbrechen 


nicht nur leugnen, sondern sich zu ih- 
nen bekennen, dass sie Weimar, die 


Stadt der Deutschen Klassik, der Hu- 


manisten und Aufklärer, die Stadt der 
demokratischen Neugründung 


Deutschlands, die Stadt der deutschen 


und europäischen Kultur wie schon 


‚einmal für ihre menschenfeindlichen 


Zwecke benutzen wollen, erschreckt 
uns und veranlasst uns, die wir am ei- 
genen Leibe erfahren mussten, was Na- 
zismus bedeutet, zum: ‚entschiedenen 
Protest zn 


Wir en die no Verantwort- 
lichen nachdrücklich auf, dem Spuk ein 
Ende zu setzen. Wir sehen aber auch 
mit Genugtuung, Freude und Dankbar- 
keit, dass in Weimar ein breites Bünd- 


. nis gegen Rechtsextremismus entstan- 


den ist. Wir begrüßen und unterstützen 
das entschiedene Auftreten des Weima- 
rer Oberbürgermeisters, des Stadtrates, 
der Polizei und vieler Bürgerinnen und 
Bürger. In Gedanken sind wir an Ihrer 


Seile, 


Vergesst dicht Jeder Aufzug von 


Neonazis in Weimar bedeutet einen An- 


griff auf das Beste der deutschen Ge- 


schichte und Kultur; jeder „Besuch“ 


von Neonazis der Gedenkstätte Bu- 
chenwald bedeutet eine Schändung des 
Andenkens unserer Toten und einen 


Angriff auf die Würde aller, diehier 
2 leiden mussten. 


_ Hertrand Her 
Intern. Komitees 
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Situation in der Stadt 
Goethes und Buchenwalds 
spitzt sich zu 


Weimar. Der Leipziger Neonazi Frank Feiertag alias 
Deisenrieder hatte bereits im April vergangenen Jah- 
res für die Zeit zwischen April und Oktober dieses Jah- 
res 25 (in Worten: fünfundzwanzig) je zweitägige 
Aufmärsche „freier Nationalisten” und „Kamerad- 
schaften“ durch Weimar angemeldet. Auftakt dieses 
braunen Demo-Marathons sollte am bevorstehenden 
Osterwochenende sein. Doch die Ordnungsbehörde 
in Weimar akzeptierte das überaus wirre und patho- 
logische Züge tragende Anmeldungsschreiben des 
Anmelders nicht, es sei „nicht bearbeitungsfähig”. Es 
erfolgte also weder ein Verbot noch erging ein Auflo- 
genbescheid. Die marschwilligen Neonazis akzeptie- 
ren diese behördliche Ignorierung ihres Demonstra- 
tionsbegehrens nicht und betrachten die Demonstra- 
tion als genehmigt. Ein weiteres Kapitel in der endlo- 
sen und bislang wenig fruchtbaren Diskussion über 
Verbot oder Zulassung von Neo-Nazi-Aufmärschen 
(vgl. Frankfurt a. M. im Vorfeld des NPD-Aufmarsches, 
der für den 3.4. vorgesehen war): so könnte man mei- 

nen. Doch in Wei- 


Bunte Vielfalt mar wird die Situa- 
statt brauner Einfalt: _tion noch durch eini- 
u, ge Faktoren ver- 

Re A schärft. Die örtliche, 

a ji im Moment enorm 
ee e* erstarkende Neono- 

“ ie he zi-Szene, eine neue 

pe a" „Kameradschaft” 

RR 9 nn, „Nationaler Wider- 
2 Kr, stand Weimar” und 
je ap deren Unterstüt- 
nm irn wa gen wu zung durch überre- 
vom 10. bis 18. April 2004 .jonale Neonazi 


rrrirHtrirnr Hr 


Verbände stellt die 
Touristen- und Kul- 
turstadt vor erhebliche Probleme und sorgt für Verunsi- 
cherung. Mit einem - wie man sagen könnte - braun 
eingefärbten zivilgesellschaftlichen Gebahren versu- 
chen die lokalen Kader sich in die gesellschaftliche 
Diskussion zu drängen, sich als ernstzunehmende Ge- 
sprächspartner anzudienen und tanzen auf diese 
Weise der Weimarer Bürgerschaft ganz ordentlich 
auf der Nase herum. Ihr wahres Gesicht dürfte diese 
„Kameradschaft“ jedoch eher in dem Jugendstrafver- 
fahren gezeigt haben, in dessen Verlauf ein sich offen 
zum Nationalsozialismus bekennendes Mitglied die- 
ser Gruppe zu 13 Monaten Jugendstrafe (ohne Be- 
währung) wegen eines brutalen, rassistischen Angriffs 
mit zwei Spießgesellen auf einen mosambikanischen 
Bürger der Stadt verurteilt wurde. Er gilt als Märtyrer 
in seiner Szene und verhöhnt noch sein schwer trau- 
matisiertes Opfer auf der Website seiner „Kamerad- 
schaft“. 

Das Bündnis „Bürgerinnen und Bürger gegen 
Rechtsextremismus” ruft deshalb zu bunten Gegenakti- 
vitäten gegen den braunen Spuk auf. Aktionstage 
vom 11. bis 18. April 04 sollen deutliche Akzente ge- 
gen die rechtsextremen Umtriebe in Weimar, Thürin- 
gen und überall setzen. „Es ist unerträglich, dass der- 
artig widerliche und unwürdige Dinge ausgerechnet 
an einem Wochenende geschehen sollen, an wel- 
chem die Stadt voll ist von aus aller Welt angereisten 
ehemaligen Buchenwald-Häftlingen, die den Jahres- 
tag der Befreiung des NS-Konzentrationslagers am 
11. April 1945 begehen wollen“, erklärt das Bündnis 
BR. Fritz Burschel, 

Netzwerkstelle gegen Rechtsextremismus 
E-Mail: weimar-gegen-rechts@web.de 
www.weimar-zeigt-sich.de MM 
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Vom Zentrum zum Netzwerk 


Neue Transformation des Zentrums gegen Vertreibungen 


Die Alternative ist da. Ein 
„Europäisches Netzwerk: 
Zwangsmigrationen und Ver- 
treibungen“ haben 26 Wissenschaftle- 
rinnen und Wissenschaftler — mehr- 
heitlich Deutsche — im Anschluss an 
eine Tagung der Friedrich-Ebert-Stif- 
tung ausgerufen. Das „Netzwerk“ soll 
die Debatte über das „Zentrum gegen 
Vertreibungen“ aus der verfahrenen 
Situation befreien, die der BdV mit 
seiner taktisch miserablen Politik her- 
vorgerufen hat. Es schließt an Vor- 
schläge der „Kopernikus-Gruppe“ an, 
einer „vertraulich“ tagenden Runde, 
die der Berliner Polen-Politik zuarbei- 
tet (vgl. AN 2/2004). 

Mehrere Monate sind inzwischen 
vergangen, seit der Streit zwischen 
Erika Steinbach (BdV) und Markus 
Meckel (SPD) über ihre ziemlich 
gleichlautenden Konzepte für das 
Zentrum im Sommer eskalierte (vgl. 
AN 16/2003) und Steinbach im 
Herbst mit ihrem provokativen Auf- 
treten in Polen massive Proteste her- 
vorrief. Die Wogen haben sich etwas 
geglättet, ein neuer Versuch kann 
unternommen werden. Die üblichen 
Verdächtigen nutzen diese Chance - 
unabhängig vom Bund der Vertriebe- 
nen (BdV), dessen Politik den maß- 
geblichen Kräften wieder einmal zu 
unflexibel erscheint. 

„Gedenken, Erinnerung und intel- 
lektuelle Verarbeitung der Zwangsmi- 
grationen und Vertreibungen im 20. 
Jahrhundert‘ erklärt das „Netzwerk“ 
in einer im März verfassten „Bonner 
Erklärung“ zur „europäische(n) Auf- 
gabe‘. Unterzeichnet haben die Erklä- 
rung führende Osteuropa-Experten 
aus den Vorfeldapparaten der Berliner 
Außenpolitik: Dieter Bingen, Direk- 
tor des Deutschen Polen-Instituts in 
Darmstadt, Stefan Troebst, Grün- 
dungsdirektor des Europäischen Zen- 
trums für Minderheitenfragen (EZM) 
und Klaus Ziemer (Direktor des Deut- 
schen Historischen Instituts in Wars- 
zawa). Troebst wurde in den 1990er 
Jahren beschuldigt, das „Selbstbe- 
stimmungsrecht der Völker“ zum Vor- 
wand zu nehmen, um die Zerlegung 
Südosteuropas in Kleinstaaten vorzu- 
bereiten. „Anlauf- und Kontaktstelle“ 
des „Netzwerkes“ ist Karl Schlögel, 
der vor Jahren verlangt hat, der „Le- 
bensraum Osten“ müsse zurückgeholt 
werden. 

Das „Netzwerk“ plant die Grün- 
dung einer „International Society for 
Forced Migration History“, die 
wiederum eine Stiftung ins Leben ru- 
fen soll: Die „Europäische Stiftung: 
Zwangsmigrationen und Vertreibun- 


gen im 20. Jahrhundert“. Ziel der Stif- 
tung ist es, im Hinblick auf Zwangs- 
migrationen — die Umsiedlung der 
Deutschen in Folge des Zweiten Welt- 
kriegs zählt selbstverständlich dazu — 
„die verschiedenen nationalen Ge- 
schichtsbilder füreinander zu öffnen“ 
und „die aufkeimenden Ansätze eines 
europäischen Geschichtsbewusstseins 
(...) zu befördern“. Die Stiftungstätig- 
keit ist offenbar darauf angelegt, unter 
anderem die „Geschichtsbilder“ der 
osteuropäischen Staaten für die deut- 
sche Sicht auf die Umsiedlung zu öff- 
nen (,furchtbares Unrecht“, so 
Bundespräsident Johannes Rau); sie 
soll nach einer „Anlauffinanzierung“ 
durch die Berliner Kulturbeauftragte 
auch von anderen Staaten sowie von 
internationalen Organisationen („EU, 
Europarat, UN, UNHCR“) bezahlt 
werden. 

Für seine Absichten hat das „Netz- 
werk“ auch einige nicht-deutsche In- 
tellektuelle gewinnen können. Vor- 
wiegend Bürgerinnen und Bürger Ös- 
terreichs und Ungarns, von Staaten 
also, in denen selbst gewisse revan- 
chistische Absichten vorhanden sind; 
daneben aber auch Roza Thun von der 
polnischen Robert-Schuman-Stiftung, 
die von mehreren deutschen Stiftun- 
gen finanziert wird, und Krzysztof 
Ruchniewicz, Direktor des von Berlin 
geförderten Willy-Brandt-Zentrums 
für Deutschland- und Europa-studien 
an der Universität Wroclaw. Auch 
Wlodzimierz Borodziej von der Uni- 
versität Warszawa gehört dazu, der 
schon längere Zeit mit Dieter Bingen 
und Stefan Troebst zusammenarbeitet 
und im Juni 2002 das Verdienstkreuz 
I. Klasse des Verdienstordens der 
Bundesrepublik Deutschland erhalten 
hat. 

Und was plant das „Netzwerk“ 
konkret? „Ein zweites Netzwerk der 
Orte des Geschehens und der Erinne- 
rung an Zwangsmigrationen und Ver- 
treibungen sowie der zivilgesell- 
schaftlichen Initiativen“, heißt es um- 
ständlich in der „Bonner Erklärung“. 
Ein Netzwerk verschiedener Erinne- 
rungsstätten also, an denen unter- 
schiedlicher Zwangsmigrationen ge- 
dacht wird, darunter der Umsiedlung 
der Deutschen. Die dann natürlich ge- 
nauso als „furchtbares Unrecht“ gel- 
ten muss wie etwa die Vertreibung 
von Roma aus dem Kosovo. Im Übri- 
gen: Im Rahmen eines solchen „Netz- 
werkes der Orte des Geschehens und 
der Erinnerung“ hätte selbstverständ- 
lich das Zentrum gegen Vertreibungen 
des BdV einen Platz. 

Jörg Kronauer WM 


Am 23. April, eine Woche also 
vor dem Beitritt der zehn neuen 
EU-Mitgliedsländer, will der 
Bund der Vertriebenen (BdV) in Form sei- 
nes Landesverbandes Bayern den Münch- 
ner Marienplatz zum Schauplatz einer 
Kundgebung unter dem Motto „EU-Er- 
weiterung begrüßen — Verletzte Rechte 
heilen“ machen. Als Redner ist der BdV- 
Landesvorsitzende Christian Knauer 
(CSU) vorgesehen, der Bundestagsabge- 
ordnete Johannes Singhammer (CSU) 
und der Präsident der Internationalen Pan- 
europaunion und ehemalige Europaabge- 
ordnete Otto von Habsburg (CSU) sollen 
„Grußworte“ sprechen. Offen gelassen 
wird bislang, ob auch Bernd Posselt, Vor- 
sitzender der Sudetendeutschen Lands- 
mannschaft, Präsident der deutschen Sek- 
tion der Paneuropaunion und Europaab- 
geordneter (CSU), auftreten wird. 

Im Rahmen dieser Kundgebung soll al- 
len unter dem Dach des BdV zusammen- 
gefassten Landsmannschaften Gelegen- 
heit gegeben werden, sich durch Infostän- 
de, Trachtengruppen und Musikkapellen 
öffentlich zu präsentieren. 

Eine Woche vor dem EU-Beitritt von 
Tschechien, Polen, Slowenien und weite- 
ren sieben Ländern wollen damit die 
„Vertriebenen“-Verbäinde München zur 
Bühne für die Erneuerung ihrer unan- 
nehmbaren Forderungen an unsere öst- 
lichen Nachbarn machen, will die CSU 
die Münchner Bevölkerung als Statisten 
ihrer aggressiven Östpolitik benutzen. 

Es ist nicht schwer vorherzusagen, was 
sich bei dieser Kundgebung abspielen 
wird: 

@® Tschechien wird zum ungezählten 
Male angegriffen werden, weil es sich 
weigert, seine Entnazifizierungsgesetze 
(sog. Bene$-Dekrete) aufzuheben und die 
Enteignung und Ausweisung derjenigen 
zu verurteilen, die sich 1938-1945 auf die 
Seite Hitlerdeutschlands geschlagen ha- 
ben. Die EU wird gescholten werden, 
weil sie die Aufhebung der „Benes-De- 
krete“ nicht zur Bedingung für die Auf- 
nahme Tschechiens gemacht hat. Die 
Bundesregierung wird gegeißelt und des 
nationalen Verrats bezichtigt werden, weil 
sie sich die Forderungen der „Vertriebe- 
nen“ nicht zu eigen macht. 

© In der Person des ehemaligen tsche- 
chischen Präsidenten Edvard Bene$ wird 
der antifaschistische Widerstandskampf 
der Tschechen beleidigt und verunglimpft 
werden. Bene$, der als Kopf der Londo- 
ner Exilregierung für den Widerstand in 
der besetzten Tschechoslowakei eine 
wichtige Rolle spielte und die staatliche 
Kontinuität aufrecht erhielt, wird von der 
Sudetendeutschen Zeitung gern als ultra- 
nationalistischer Massenmörder dämoni- 
siert und mit Hitler in eine Reihe gestellt. 
Nach dem Geschichtsverständnis von 
BdV und Sudetendeutscher Landsmann- 
schaft (SL) war die Umsiedlung der 
deutschsprachigen Böhmen (,„Sudetende- 


Am Freitag, den 23. April 2004: 
Revanchistenkundgebung 
am Marienplatz geplant 


tusche‘“‘) nicht Folge der Nazi-Verbrechen, 
sondern sie beruhte angeblich auf einem 
lange vorher von Bene$ gehegten Plan, 
für dessen Verwirklichung Hitler nur die 
Bedingungen geschaffen habe. „Die 
Büchse der Pandora wäre ohne Hitler 
nicht zu öffnen gewesen.“ So die BdV- 
Bundesvorsitzende Erika Steinbach 
(CDU) in ihrer Rede zum Tag der Heimat 
2001. 

® Polen, Tschechien und Slowenien 
(als ehemaliger Teil Jugoslawiens) wer- 
den beschuldigt werden, für die 
„schlimmste ethnische Säuberung der 
Weltgeschichte“ verantwortlich zu sein: 
die Ausweisung der Deutschen aus den 


schluss an den deutschen Staat. Die Ent- 
schädigungsforderungen an Tschechien 
belaufen sich auf schlappe 250 Milliarden 
Euro. Nach dem EU-Beitritt Tschechiens 
sollen Entschädigungsklagen vor dem Eu- 
ropäischen Gerichtshof für Menschen- 
rechte eingereicht werden. Die LM Schle- 
sien und die LM Ostpreußen haben eine 
Firma gegründet, die im Namen der „Ver- 
triebenen“ bzw. deren Erben Entschädi- 
gungsansprüche gegen Polen geltend ma- 
chen soll. Die „Preußische Treuhand / 
Prussian Claims Society“ ist eine Kom- 
manditgesellschaft „auf Aktien“, damit 
viele stille Teilhaber ihr Geld in Revan- 
chismus investieren können. Aufsichts- 


Ländern Mittel- und Osteuropas, die von 
der deutschen Wehrmacht besetzt worden 
waren, und aus den ehemals deutschen 
Gebieten Polens. Der Plan der CSU/CDU 
wird propagiert werden, den 5. August 
zum „nationalen Gedenktag für die Opfer 
von Vertreibung, Deportation und 
Zwangsumsiedlung“ zu machen: Am 5. 
August 1950 verkündeten die Vorläufer 
des BdV bei einer Großkundgebung in 
Stuttgart die „Charta der Heimatvertriebe- 
nen“. Darin wurde ein von Gott geschenk- 
tes „Heimatrecht‘“ für die deutschen Hei- 
matvertriebenen als die „vom Leid dieser 
Zeit am schwersten Betroffenen“ prokla- 
miert. 

® Von den mittelost- und osteuropäi- 
schen Staaten wird verlangt werden, den 
1945/46 ausgewiesenen ehemaligen Ein- 
wohnern bzw. deren Nachkommen ein 
besonderes „Heimatrecht“ einzuräumen, 
das weit über das normale Niederlas- 
sungsrecht hinausgeht. Als untrennbaren 
Bestandteil des „Heimatrechts“ verstehen 
die Landsmannschaften (LMs) das „Recht 
auf Selbstbestimmung“ und auf Entschä- 
digung. „Selbstbestimmung“ bedeutet für 
sie das Recht auf Lostrennung und An- 


ratsvorsitzender ist der Bundesvorsitzen- 
de der LM Schlesien, Rudi Pawelka 
(CDU). Der BdV-Bundesvorstand hat 
sich offiziell von der „Preußischen Treu- 
hand“ distanziert. Christian Knauer hat 
dafür gesorgt, dass die LM Schlesien ihr 
jährliches Deutschlandtreffen in Bayern 
abhalten kann, nachdem ihr in Nieder- 
sachsen die staatlichen Mittel dafür ge- 

kürzt wurden. 
® Erneut wird für die Errichtung eines 
mit vielen Millionen Steuergeldern finan- 
zierten und staatlich abgesegneten „Zen- 
trums gegen Vertreibungen“ in Berlin ge- 
worben werden. Die Debatte über dieses 
Projekt hat in den vergangenen Jahren be- 
reits zu schweren Belastungen der 
deutsch-polnischen und der deutsch- 
tschechischen Beziehungen geführt. Die 
Zentrumsgegner in Polen und Tschechien 
werden von den Befürwortern als mitleid- 
lose, unversöhnliche Nationalisten und 
Rassisten beschimpft werden. Die Gründe 
für die Ablehnung werden ungenannt 
bleiben: Dem Zentrumsprojekt liegt die 
Auffassung zugrunde, jede Vertreibung — 
egal was ihr vorausgegangen ist! — sei 
gleichermaßen Unrecht und erfordere 
— 
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gleichermaßen Gegenmaßnahmen. Der 
damalige Sprecher der Sudetendeutschen 
Landsmannschaft, Franz Neubauer 
(CSU), auf dem Sudetendeutschen Tag 
1999 (während des Kosovokrieges) zu- 
frieden: „Vertreibung wird jetzt als ein so 
schweres Verbrechen angesehen, dass 
man bereit ist, sogar mit Waffengewalt 
dagegen vorzugehen.“ 

® Zu befürchten ist, dass unter den In- 
foständen auf dem Marienplatz auch einer 
der Jungen Landsmannschaft Ostpreußen 
sein wird. Wie der Internetseite dieser Or- 
ganisation zu entnehmen ist, plant sie für 
den 8. Mai in Dresden eine „Demonstra- 
tion in Form eines Flüchtlingstrecks, mit 
dem an die sog. „Befreiung Mittel- 
deutschlands vom 8. Mai 1945 und an die 
Vertreibung der Ostdeutschen gedacht 
wird“, 

® Last, but not least wird sich Otto von 
Habsburg auf dem Marienplatz präsentie- 
ren. Sein Lieblingsthema in der Sudeten- 
deutschen Zeitung ist zur Zeit das „Selbst- 
bestimmungsrecht“ des Kosovo und 
Montenegros. Das Selbstbestimmungs- 
recht der Tschechoslowakei hat der alte 
Herr nach 85 Jahren noch immer nicht 
verkraftet. So entschlüpfen ihm hin und 
wieder Sätze wie diese: 

„Man darf nicht vergessen, dass eines 
der wesentlichsten Instrumente der Geo- 
politik die Landkarten sind; sie zeigen die 
Lage der Völker. Es ist zu befürchten, 
dass viele führende Tschechen diese noch 
immer nicht betrachtet haben ... Wenn 
man einen dauernden Frieden haben will, 
muss man sich den geopolitischen Rea- 
litäten anpassen. Es ist daher eine gefähr- 
liche historische Illusion, wenn tschechi- 
sche Politiker auch heute noch glauben, 
dass sie ewig Sieger gegen das mächtige 
Deutschland sein werden.“ (Sudetendeut- 
sche Zeitung, 31.7.1998) 

Schauplatz für all dies wird also am 23. 
April München sein, die Stadt, deren 
Name für viele Menschen noch immer 
mit dem Münchner Diktat von 1938 ver- 
bunden ist. Genauer: es wird der Münch- 
ner Marienplatz sein — mit der Mariensäu- 
le, die Kurfürst Maximilian I. von Bayern 
1638 am Vorabend des Jahrestages seines 
großen Sieges über die Böhmen in der 
Schlacht am Weißen Berge (8.11.1620) 
weihen ließ. Danach war die Mariensäule 
135 Jahre lang, bis 1773, Mittelpunkt der 
jährlich stattfindenden „Prager Prozes- 
sion“. Mit dieser Dankprozession wurde 
an eben diesen Sieg erinnert, der die 300- 
jährige Herrschaft der Habsburgerdynas- 
tie über Böhmen einleitete. 

Die Führung des BdV, die Spitze der 
Sudetendeutschen Landsmannschaft, 
CSU und bayerische Staatsregierung, die 
alle so gerne von Versöhnung reden, hal- 
ten offensichtlich die geplante Kundge- 
bung für eine angemessene Begrüßung 
der neuen EU-Mitglieder. 

Renate Hennecke, Redaktion der 
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Gutscheinsystem für 
Flüchtlinge gekippt 
Berlin. Nach langjährigen Protesten anti- 
rassistischer Gruppen ist das Gutschein- 
system in Berlin-Neukölln endlich been- 
det worden. Ab dem 1. Juli 2004 bekom- 
men 190 Flüchtlinge / Flüchtlingsfami- 
lien, die über das Bezirkamt Neukölln 
versorgt werden, ihre aufgrund des Ar- 
beitsverbotes notwendig werdende Hilfe 
zum Lebensunterhalt in Bargeld ausge- 
zahlt. 

Da der Bezirk Neukölln als einzige 
Verwaltung Berlins Gutscheine an 
Flüchtlinge ausgibt, verschwindet diese 
diskriminierende Praxis damit aus ganz 
Berlin. Aufgrund öffentlicher Proteste 
hatte die BVV Neukölln beschlos- 
sen, sich der allgemeinen Berliner 


Praxis anzuschließen und Bargeld or m WAS HABEN SIE DENN 
auszuzahlen. Doch verzögerte sich | Zu BIETEN 2.... DER 
die Auszahlung von Bargeld lange, { SivD SIE Boss IN NoT % 
da der zuständige Sozialstadtrat Ask 


Büge den im Mai 2003 demokra- 
tisch gefassten Beschluss nicht um- 
setzen wollte und dies offen rassis- 
tisch begründete. Letztendlich 
musste sich Büge dem Beschluss 
und den öffentlichen Protesten beu- 
gen und hat nun zugesagt, zum 
1.7.2004 Bargeld an Flüchtlinge 
auszuzahlen. 

Wir werden die weitere Umset- 
zung dieses Beschlusses verfolgen. 
Bei erneuter Nichtbeachtung des 
mehrheitlichen BVV-Beschlusses 
werden wir den öffentlichen Protest ge- 
gen diese rassistische Politik in Neukölln 
forcieren und Büge persönlich politisch 
dafür verantwortlich machen. 

Damit Flüchtlinge, die bis zum 1. Juli 
2004 weiterhin mit den diskriminieren- 
den Gutscheinen einkaufen gehen müs- 
sen, auch wie bisher „normal“ mit Bar- 
geld einkaufen gehen können, setzen wir 
unsere Politik des antirassistischen Gut- 
scheinumtausches fort. Schon jetzt kann 
ein Großteil der über den Bezirk Neu- 
kölln versorgten Flüchtlinge mit Bargeld 
einkaufen gehen, da sich immer genü- 
gend Menschen finden, die durch den 
Abkauf dieser rassistischen Repressions- 
instrumente direkte Hilfe leisten und sel- 
ber mit den Gutscheinen einkaufen ge- 
hen. 

Leider bedeutet der Erfolg unseres 
Protestes in Neukölln kein Verschwinden 
des Sachleistungsprinzips von der Berli- 
ner Bühne. In das Fadenkreuz unserer 
Politik rücken nun die Bezirke Spandau 
und Reinickendorf - beide CDU/FDP re- 
giert — die weiterhin Sachleistungen an 
die von ihrem Bezirk zu versorgenden 
Flüchtlinge in Form von elektronisch 
lesbaren Chipkarten auszahlen. Wir wer- 
den in den nächsten Monaten unsere Po- 


litik auf diese Bezirke konzentrieren und 
sind aufgrund unserer Erfolge im Kampf 
gegen die rassistisch motivierte Diskri- 
minierung durch das Sachleistungsprin- 
zip voller Hoffnung, dass auch diese bei- 
den Bezirke in der nächsten Zeit durch 
den öffentlichen Druck einknicken wer- 
den und von ihrer rassistischen Politik 
Abstand nehmen. Wir werden weiterhin 
diese Chipkarten in Bargeld umtauschen 
und den gemeinsamen Öffentlichen Ein- 
kauf mit Flüchtlingen organisieren, um 
so schon auf der Ebene der praktischen 
Auswirkung des Gesetzes das System ad 
absurdum zu führen. Auch auf der politi- 
schen Ebene werden wir weiter dafür 
sorgen, dass der öffentliche Druck auf 


die Politik der Bezirke Spandau und Rei- 
nickendorf sowie auf die beteiligten 
Supermarktketten steigt. 

Initiative gegen das Chipkartensystem I 


Aufschub für Afghanen 


HaMmBurc. Die Stadt Hamburg hat Ab- 
schiebungen afghanischer Flüchtlinge 
um weitere drei Monate bis Ende Juli 
ausgesetzt. Die Behörde wolle zunächst 
den für Juli angekündigten Lagebericht 
der Bundesregierung zu Afghanistan ab- 
warten, bevor sie über systematische Ab- 
schiebungen entscheide. Die IMK hatte 
im November einen vorübergehenden 
Abschiebestopp beschlossen. Der dama- 
lige Innensenator Dirk Nockemann (Of- 
fensive) hatte sich jedoch ausdrücklich 
vorbehalten, nach dem Winter mit der 
Abschiebung allein stehender Männer zu 
beginnen. 

Die Behörde bezifferte die Zahl der 
Betroffenen auf etwa 150. Menschen- 
rechtsorganisationen und Oppositionspo- 
litiker reagierten wegen der unsicheren 
Lage in Afghanistan mit scharfer Kritik 
auf die Ankündigung. Unter den hier le- 
benden Afghanen löste die Ausnahmere- 
gelung Panik aus. In Hamburg leben 


\ 


etwa 17.000 Afghanen, 8.000 davon 
ohne gesicherten Aufenthalt. 
kun 


Aufschub bei Abschiebung 


Das Landgericht Bochum hat am 23. 
März einen weitreichenden Beschluss (7 
T 77/04) bezüglich der Anordnung von 
Abschiebehaft und Ausweisung mit in 
Deutschland ausgestellten Passersatzpa- 
pieren getroffen. Im besagten Fall ver- 
fügte die Zentrale Ausländerbehörde, ei- 
nen Nepalesen in das Königreich ausflie- 
gen zu lassen, um ihn dort den Einwan- 
derungsbehörden vorzustellen. Zuvor 
war es den Behörden nicht gelungen bei 
der nepalesischen Botschaft Passersatz- 
papiere zu beschaffen. Das Landgericht 
befand nun die gegen den Nepalesen ver- 
hängte Abschiebehaft als unzulässig. 
Denn selbst wenn die Behörden des Ziel- 
staats keine Zweifel an der Identität des 
Betroffenen geäußert hätten, stelle des- 
sen Ausweisung keine Abschiebung dar. 
Eine Abschiebung setzte per Definition 
die erklärte Aufnahmebereitschaft des 
Zielstaates voraus. 

Das Urteil, so Conni Gunsser vom 
Hamburger Flüchtlingsrat, ist auch für 
Hamburg von Bedeutung, „da das hiesi- 
ge Gericht eine Abschiebung nach Bur- 
kina Faso mit deutschen Reisepapieren 
für rechtmäßig erklärte mit der Begrün- 
dung, der Flüchtling sei als burkinischer 
Staatsbürger anerkannt worden.“ 

Beide Urteile werden auf der homepage 

www.fluechtlingsrat-hamburg.de 
veröffentlicht. - kun I 


Bayerische Landessynode 
der evangelischen Kirche 
fordert: Ausreisezentren in 
Bayern schließen! 


MÜncHENn. Die Bayerische Landessyno- 
de der evangelischen Kirche Bayern, die 
am 25.3.2004 tagte, hat die bayerische 
Staatsregierung aufgefordert, „das Aus- 
reisezentrum in Fürth zu schließen und 
auf die Errichtung weiterer Ausreisezen- 
tren zu verzichten“. Der Beschluss wur- 
de mit großer Mehrheit verabschiedet. 
Der Synodale und bayerische Innenmi- 
nister Günther Beckstein war auf der 
Synode nicht anwesend. 

Die Menschenrechtsorganisation res 
publica und der Bayerische Flüchtlings- 
rat begrüßen den Beschluss der Landes- 
synode der evangelischen Kirche in Bay- 
ern vom 25.3.2004, die Staatsregierung 
aufzufordern, das Ausreisezentrum in 
Fürth zu schließen und auf die Einrich- 
tung weiterer Ausreisezentren zu Ver- 
zichten. 

Dies ist ein deutliches Signal der ge- 
sellschaftlichen Mitte, die als ‚„‚Ausreise- 
zentren bezeichneten Abschiebelager“ 


(Heribert Prantl, Süddeutsche Zeitung 
8.3.2004) nicht mehr zu dulden. 

Mit ihrem mit großer Mehrheit gefäll- 
ten Beschluss reiht sich die bayerische 
Landessynode in die immer größer wer- 
dende Gruppe derjenigen ein, die Ausrei- 
sezentren, wie sie bereits in Fürth, En- 
gelsberg und Hormersdorf existieren, 
strikt ablehnen. 

Obwohl Innenminister Günther Beck- 
stein, der selbst Mitglied der Landessy- 
node ist, alle Chancen hatte, die anderen 
Synodalen zur Befürwortung der Ausrei- 
sezentren zu überreden, konnte er sich 
mit seiner Position nicht durchsetzen. 
Stattdessen brachte ihm die beschluss- 
fassende Mehrheit eine empfindliche 
Niederlage bei. 

Alexander Thal von res publica: „Die 
Landessynode hat dem Synodalen Beck- 
stein eindeutig gezeigt, dass sein Kon- 
zept, Flüchtlinge mit psychischem Druck 
zur widerstandslosen, freiwilligen Aus- 
reise zu nötigen, nicht mit den ethischen 
Grundsätzen der evangelischen Kirche 
vereinbar sind. Als Christ ist er nun in 


der Pflicht, die Position der Landessyno- 
de zur Maxime seines Handelns zu ma- 
chen. Das kann nur heißen, die Abschie- 
belager in Fürth, Engelsberg und Hor- 
mersdorf zu schließen und auf die Ein- 
richtung weiterer Lager zu verzichten.“ 

Stephan Dünnwald vom Bayerischen 
Flüchtlingsrat ergänzt: „Wenn die baye- 
rischen Abschiebelager geschlossen wer- 
den, können auch die vom Innenministe- 
rium dafür eingerichteten zusätzlichen 
40 Stellen eingespart werden. Mit diesen 
1,5 Millionen Euro kann dafür die Be- 
treuung von Flüchtlingen, die jetzt im 
Zuge des sozialen Kahlschlags durch die 
bayerische Staatsregierung um 1 Million 
Euro gekürzt wurde, langfristig gesichert 
werden.“ 

Weitere Informationen zu Ausreisezen- 
tren und Stellungnahmen anderer Organi- 
sationen und Verbände zum Beschluss 
der Landessynode finden Sie auf der Do- 
kumentationsseite Ausreisezentren von 
res publica unter www.ausreisezentren.de 

email: bfr@ibu.de 

www.bayerischer-fluechtlingsrat.de I 


Wider die Menschenrechtsphrasen 


oder warum die Bundesrepublik Deutschland die UN-Konvention „zum Schutz 
der Rechte aller Wanderarbeitnehmer und ihrer Familienangehörigen” ratifi- 


zieren muss! 


Die UN-Wanderabeiterkonven- 
' tion ist am 1.7.2003 mit der 

Unterzeichnung und Ratifizierung 
durch mehr als 20 Staaten offiziell in 
Kraft getreten. Sie geht auf einen Be- 
schluss der UN-Generalversammlung 
aus dem Jahr 1979 zurück, verabschiedet 
wurde sie am 18. Dezember 1990. Diese 
internationale Konvention sichert Ar- 
beitsmigrantinnen und Arbeitsmigranten 
— unabhängig von ihrem aufenthalts- 
rechtlichen Status — grundlegende politi- 
sche, persönliche und soziale Menschen- 
rechte zu. So das Recht auf Freiheit, auf 
Bildung, auf körperliche Unversehrtheit 
und medizinische Behandlung, auf ange- 
messene Bezahlung, rechtsstaatliche 
Verfahren. Die Konvention wurde in der 
Überzeugung erarbeitet, dass es notwen- 
dig sei, Menschenrechte für Arbeitsmi- 
grantinnen und Arbeitsmigranten 
präzise zu bestimmen und die 
Möglichkeiten ihrer Durchset- 
zung in der Praxis zu verbessern. 

Bereits die Allgemeine Erklä- 
rung der Menschenrechte und 
andere internationale Abkom- 
men sichern prinzipiell auch al- 
len „Nicht-StaatsbürgerInnen“ in 
Deutschland grundlegende 
Rechte zu (vgl. Art. 1, Abs. 2 + 3 
GG). De facto hat sich jedoch ein 
tiefer Graben zwischen dem all- 
gemeinen Bekenntnis zu den 
Menschenrechten und den kon- 
kreten Lebens- und Arbeitsbe- 


dingungen z.B. von Wanderarbeiterinnen 
und Wanderarbeitern, zumal solchen 
ohne regulären Status, aufgetan. Letztere 
sind häufig gezwungen, unter gesund- 
heitsgefährdenden und geradezu skla- 
venartigen Bedingungen zu arbeiten — 
mitunter wird ihnen aufgrund ihrer recht- 
und machtlosen Lage sogar jeglicher 
Lohn für ihre Tätigkeit vorenthalten. Ihre 
Kinder können wegen der Angst vor 
Ausweisung und Abschiebung nicht zur 
Schule gehen, und auch dringend erfor- 
derliche Arztbesuche werden aus diesem 
Grunde vermieden. 

Wie sollen diese „Menschen ohne Pa- 
piere“ ihre Grundrechte auf Gesundheit, 
Bildung, angemessene Bezahlung und 
Nichtdiskriminierung im Exil durchset- 
zen können? An dieses Dilemma, der 
Schwierigkeit fundamentale Menschen- 


...Viellackt 
wollte ersie in An- 
Spruch nehmen !? ) 
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rechte von Wanderarbeitskräften in der 
Praxis einzuklagen und durchzusetzen, 
knüpft die UN-Wanderarbeiterkonven- 
tion an und versucht, in diesem Bereich 
zunehmender Menschenrechtsverletzun- 
gen Abhilfe zu schaffen. 

Zu den Unterzeichnerstaaten der UN- 
Konvention gehört bislang jedoch keine 
der reichen Industrienationen der Welt. 
Die reguläre und irreguläre Beschäfti- 
gung von „Nicht-Staatsangehörigen“ 
stellt hingegen globalisierungsbedingt 
einen festen Bestandteil der europäi- 
schen Ökonomie dar. Dies gilt insbeson- 
dere in der Bau- und Landwirtschaft, in 
der Gastronomie, den haushaltsnahen 
Dienstleistungen und in der Pflegewirt- 
schaft, d.h. in arbeitsintensiven Sektoren, 
die nicht ins Ausland ausgelagert werden 
können. Staatliche und wirtschaftliche 
Politik zielt insofern auch nicht auf eine 
prinzipielle Verhinderung illegaler Be- 
schäftigung ab. Infolge der restriktiven 
europäischen Einwanderungspolitik ver- 
suchen viele Immigrantinnen und Immi- 
granten gezwungenermaßen, in den Ni- 
schen der informellen und rechtlosen Ar- 


beitsmärkte ihr Überleben und das ihrer 
Familien zu sichern. 

Die feierliche Berufung auf die Men- 
schenrechte gehört zwar zur ständigen 
politischen Rhetorik aller Parteien in 
Deutschland. Dem widerspricht jedoch 
die politische Praxis, Immigrantinnen 
und Immigranten — mit und ohne lega- 
lem Aufenthaltsstatus — grundlegende 
Menschenrechte vorzuenthalten und die 
Weiterentwicklung entsprechender inter- 
nationaler Schutz-Konventionen zu be- 
hindern. Die Geltung der immer konkre- 
ten Menschenrechte von den jeweiligen 
Interessen des politischen Tagesge- 
schäfts oder der wirtschaftlichen Kon- 
junktur abhängig zu machen, bedeutet, 
sie preiszugeben, denn es macht eben 
den Kern der Menschenrechte aus, dass 
sie für jedermann und jedefrau, zu jeder 
Zeit und an jedem Ort der Welt gelten. 

Dennoch weigert sich die Bundesre- 
gierung, die UN-Konvention zur Verbes- 
serung der Lage und Rechte von Wan- 
derarbeiter/innen und ihren Familien zu 
ratifizieren. Das Komitee für Grundrech- 
te und Demokratie will deshalb mit sei- 
ner Petitionsinitiative eine öffentliche 


und parlamentarische Debatte über die 
UN-Wanderarbeiter/innen-Konvention 
anstoßen. 

Im Umgang mit illegalisierten, ent- 
rechteten Menschen hat sich die Bundes- 
republik Deutschland im weltweiten Ver- 
gleich stets als besonders unbarmherzig 
und unnachgiebig erwiesen. Das Komi- 
tee für Grundrechte und Demokratie will 
vor diesem Hintergrund Bürgerinnen 
und Bürger dieses Landes dazu ermuti- 
gen, sich gegen die staatliche Unfähig- 
keit und Unwilligkeit zu einer humanem 
Praxis, insbesondere gegenüber „Men- 
schen ohne Papiere“, und gegen die man- 


gelhafte Verwirklichung unteilbarer 
Menschenrechte in Deutschland auszu- 
sprechen. 


Komitee für Grundrechte und Demo- 
kratie e.V, gez. Theo Christiansen / 
Thomas Hohlfeld / Dirk Vogelskamp I 


Das 4-seitige Petitionsfaltblatt und den Kon- 
ventionstext senden wir Ihnen gerne per Post 
(oder per eMail als pdf-Dateien) zu: Komitee 
für Grundrechte und Demokratie e.V., Aqui- 
nostr. 7-11, 50670 Köln, Telefon 0221 - 972 
69-20 oder -30, Telefax 0221 - 972 69-31, 
email: info@grundrechtekomitee.de 


:neuerscheinungen, ankündigungen 


Das Urteil 


Als am 20. Dezember 1963 in 
Frankfurt am Main der 
Schwurgerichtsprozess „ge- 
gen Mulka und andere“ be- 
gann, standen — über 18 Jahre 
nach der Befreiung von der 
NS-Herrschaft — zum ersten 
Mal SS-Mordkommandos aus 
dem Vernichtungslager Au- 
schwitz vor einem deutschen 
Gericht. Umfangreiche Er- 
mittlungen des hessischen Ge- 
neralstaatsanwalts Fritz Bauer 
hatten den Prozess überhaupt 
erst möglich gemacht. Bauer 
gelang es mit dem Prozess, in 
Deutschland das kollektive 
Schweigen über die NS-Mas- 
senmorde zu durchbrechen 
und wenigstens einige Täter — 
gegen massive Widerstände — 
an die Öffentlichkeit zu zer- 
ren. 

965.000 Juden, 75.000 Po- 
len, 21.000 Sinti und Roma, 
15.000 sowjetische Kriegsge- 
fangene, 15.000 sonstige 
Häftlinge wurden in Au- 
schwitz von deutschen Nazis 
ermordet. 865.000 Juden wur- 
den unmittelbar nach ihrer 
Ankunft im Vernichtungslager 
von SS-Mitgliedern selektiert 
und in den Gaskammern um- 
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gebracht. 200.000 Juden 
mussten unmenschliche Ar- 
beit leisten, von der deutsche 
Unternehmen profitierten, 
mehr als 100.000 überlebten 
Lagerhaft und Arbeitszwang 
nicht. Nach der Auflösung des 
Lagers im Januar 1945 kamen 
weitere Zehntausende auf To- 
desmärschen ums Leben. 

Die Mordmaschinerie in 
Auschwitz wurde zwischen 
Mai 1940 und Januar 1945 
von 8.000 deutschen SS-Mit- 
gliedern in Gang gehalten. 
Nur ein Zehntel von ihnen 
wurde für ihre Beteiligung am 
Holocaust abgeurteilt. Immer- 
hin 700 SS-Mörder standen in 
Polen vor Gericht, in Deutsch- 
land nur 45, nicht einmal ein 
halbes Prozent der Täter. Ge- 
gen 22 von ihnen richtete sich 
der Frankfurter Auschwitz- 
Prozess. 

Der Auschwitz-Prozess, 
schreiben die Herausgeber des 
jetzt zum ersten Mal vollstän- 
dig publizierten Gerichtsur- 
teils, hat „das Verbrechen des 
Vernichtungslagers Auschwitz 
der Weltöffentlichkeit unter 
strenger Beachtung des Straf- 
rechts beweiskräftig vor Au- 
gen geführt“. Er hat „das 
bleierne Korsett des Verdrän- 


gens, Verschweigens, 
hervorgerufen durch 
die ‚Integration‘ gro- 
Ber Teile der Nazi- 
Eliten während der 
Adenauer-Ära, auf- 
gebrochen“. Zahlrei- 
che Mordtaten der 
deutschen SS-Mit- 
glieder sind im Ur- 
teilstext exempla- 
risch nachgewiesen 
und jetzt auch nach- 
zulesen. 

Eine umfassende 
Analyse des Mord- 
geschehens in all sei- 
nen politischen, mili- 
tärischen und wirt- 
schaftlichen Zu- 
sammenhängen soll- 
te man von dem Ur- 
teil nicht erwarten. 
Es ist selbst ein historisches 
Dokument, das die Bundesre- 
publik der 1960er Jahre 
widerspiegelt. Wenn sich im 
Urteilstext unkommentiert 
Begriffe wie „Halbjude“ oder 
„ostische Völker“ finden, 
dann ist dies eine Aussage 
über den Zustand der bundes- 
deutschen Gesellschaft 20 
Jahre nach der militärischen 
Zerschlagung der NS-Herr- 
schaft. Als Dokument eines 


Friedrich-Martin Balzer / Werner Renz (Hg.) 


Das Urteil 


im Frankfurter Auschwitz-Prozess 


(1963-1965) 


der bedeutendsten Versuche, 
über das Gesamtgeschehen in 
Auschwitz aufzuklären, hat 
das Urteil bleibenden Wert. 

ku 
Friedrich-Martin Balzer, 
Werner Renz (Hg.): Das Ur- 
teil im Frankfurter Au- 
schwitz-Prozess (1963- 
1965). Erste selbständige 
Veröffentlichung, Bonn 
2004, Pahl-Rugenstein 
Verlag 


Alltäglicher 
Antisemitismus: 


Versicherungswirt- 
schaft im „3. Reich” 


„Juden können nicht Mitglied der 
Kasse sein“, heißt ein kleiner 
Band der Landeszentrale für poli- 
tische Bildung über antisemitische Maß- 
nahmen in der Versicherungswirtschaft 
während der NS-Hertschaft. Autor Ingo 
Böhle steigt ein mit der Reichspogrom- 
nacht, deren Versicherungsschäden sich 
auf geschätzte 46 Mio. RM beliefen. Jü- 
dischen Geschädigten wurden allerdings 
die ihnen zustehenden Versicherungsgel- 
der nicht ausbezahlt — sie mussten für 
die Beseitigung der Schäden selbst auf- 
kommen. 

Die Versicherungen zahlten diese Gel- 
der direkt ans Deutsche Reich, das sie 
wiederum auf die eine Mrd. RM Sonder- 
steuer für die jüdische Bevölkerung 
(sog. „Sühnesteuer“) anrechnete. Diese 
weder durch die Versicherungspolicen 
noch durch Gesetze gedeckte Praxis 
wurde von der „Reichsgruppe Versiche- 
rungen“ legitimiert: „Die Vergeltungsak- 
tion gegen die Juden hat den Charakter 
einer dem Judentum auferlegten Strafe. 
Es würde dem Rechtsempfinden in 
höchstem Maße widersprechen, wenn 
die deutschen Versicherungsgesellschaf- 
ten den Juden die diesen auferlegte Süh- 
ne abnehmen müssten.“ 

Die Lebens- und Rentenversicherun- 
gen machten mit ihren jüdischen Kun- 
den insbesondere sog. „Stornogewinne*, 
d.h. Einlagen in vorzeitig gelösten Ver- 
trägen wurden den Versicherten nicht 
vollständig zurückgezahlt, sondern ein 
Gewinn von etwa fünf Prozent des ein- 
gezahlten Geldes wurde einbehalten. 
Hiervon waren die jüdischen Versicher- 
ten besonders betroffen, da sie vielfach 
„infolge wirtschaftlicher Verarmung die 
Versicherungsprämien nicht mehr zahlen 
konnten oder bei Emigration ihre Versi- 
cherungen vorzeitig kündigen mussten“. 


Mit der 11. Verordnung zum Reichsbür- 
gergesetz 1941 fielen die restlichen Ver- 
sicherungsvermögen von Juden direkt 
an das Deutsche Reich, wenn sie ihren 
„gewöhnlichen Aufenthalt (...) im Aus- 
land“ haben würden - also wenn sie de- 
portiert worden waren. Das Geld sei 
„zur Förderung aller mit der Lösung der 
Judenfrage im Zusammenhang stehen- 
den Zwecke“ zu verwenden. Juden mus- 
sten somit ihre Vernichtung mitfinanzie- 
ren! 

Besonders scharf gegen ihre jüdischen 
Mitglieder gingen von vornherein die 
privaten Krankenversicherungen vor, für 
deren antisemitisches Vorgehen es, so 
Böhle, „keinen gesetzlichen oder staat- 
lichen Anstoß für antijüdische Maßnah- 
men“ gebraucht habe — die Direktorien 
der Versicherungen gingen eigeninitiativ 
vor. Auch hier fand man einen Weg, Ju- 
den die Kosten ihrer Verfolgung aufzu- 
bürden: Gelder aus Rückstellungen und 
Sterbegeldreserve wurden nicht an die 
jüdischen Versicherten ausgezahlt, son- 
dern an die „Reichsvereinigung der Ju- 
den in Deutschland“, einem Zwangszu- 
sammenschluss, der dem Innenministe- 
rium unterstand. Diese Reichsvereini- 
gung hatte zu den Kosten der Deporta- 
tionen beizutragen. 

Über den Antisemitismus im „3. 
Reich“ gibt es ungezählte Bücher. Den- 
noch eröffnen Untersuchungen „kleiner 
Details‘ immer wieder neue Einblicke in 
die NS-Herrschaft. Institutionen prägen 
das Leben eines jeden stärker, als es ge- 
meinhin den Anschein hat. Ingo Böhles 
knappe Darstellung zeigt, wie sich der 
Antisemitismus in der Institution „Versi- 
cherungswirtschaft‘“ auswirkte. 

Fu 


Ingo Böhle: „Juden können nicht Mit- 
glieder der Kasse sein”. Versiche- 
rungswirtschaft und die jüdischen 
Versicherten im Nationalsozialismus 
am Beispiel Hamburg, hrsg. von der 
Landeszentrale für politische Bildung, 
Hamburg 2003, 50 $S., kostenlos. 
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Zoff um Treuhand 


DÜSSELDORF/WIESBADEN. Über die 
Frage des weiteren Vorgehens nach der 
EU-Erweiterung ist in den „Vertriebe- 
nenverbänden“ ein offener Streit aus- 
gebrochen. Nun hat das „Zentrum ge- 
gen Vertreibungen — Stiftung der deut- 
schen Heimatvertriebenen“ mit Sitz in 
Wiesbaden in einer Erklärung die Akti- 
vitäten der „Preußischen Treuhand 
GmbH & Co. KG“ in Düsseldorf „‚miß- 
billigt“. Da der Vorsitzende des Auf- 
sichtsrates des Unternehmens zugleich 
auch Bundesvorsitzender der „Lands- 
mannschaft Schlesien“ sei, „erscheinen 
die Aktivitäten der preußischen Treu- 
hand und des Zentrums gegen Vertrei- 
bungen in Polen wie zwei Seiten ein- 
und derselben Politik des Bund der Ver- 
triebenen“, heißt es dort. 

„Institutionalisierte Forderungen 
nach materieller Wiedergutmachung“ 
schürten aber „Schuldzuweisungen und 
die Konkurrenz unter Opfern“. Statt- 
dessen wird angestrebt, das die „Regie- 
rungen in Berlin und Warschau, aber 
auch in anderen Ländern, in denen bis 
heute offene Vermögensfragen beste- 
hen, nach einer politischen Lösung der 
individuellen Eigentums- und staat- 
lichen Reparationsforderungen“ suchen 
sollen. Unterzeichnet wurde die Erklä- 
rung u.a. von Arnulf Baring, Joachim 
Gauck, Ralph Giordano, Walter Ho- 
molka, György Konrad, Otto Graf 
Lambsdorff, Rupert Neudeck, Erika 
Steinbach und Michael Wolffsohn. Kri- 
tisiert werden die neuesten „Machen- 
schaften der Frau Steinbach“ (,Der 
Schlesier‘‘ 15/04) u.a. von Herbert Je- 
schioro vom „Zentralrat der vertriebe- 
nen Deutschen“. Die „Parteibuchgän- 
ger“ an der Spitze der „Vertriebenen- 
verbände“ seien schon immer ein „be- 
gehrtes Objekt für Manipulationsvorha- 
ben“ gewesen. 

Während die Auseinandersetzung 
um den weiteren Kurs der Vertriebe- 
nenverbände tobt, setzt der ehemalige 
Vizepräsident des „Bund der Vertriebe- 
nen“, Dr. Paul Latussek, noch einen 
drauf. Der Landesvorsitzende der 
„Landsmannschaft Schlesien“ wird als 
Referent beim „2. Freiheitlichen Kon- 
greß“ des „Deutsche Stimme-Verlags“ 
der NPD Ende Mai angekündigt. Zuvor 
hat sich Latussek aber noch vor dem 
Erfurter Landgericht zu verantworten. 
Dort ist er wegen Volksverhetzung an- 
geklagt. Latussek wird vorgeworfen, 
im November 2001 auf einem Ver- 
bandstag in Arnstadt im Zusammen- 
hang mit den Opferzahlen im KZ Au- 
schwitz von Lügen gesprochen zu ha- 
ben. hma 
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:aus der faschistischen presse 


Terror in Madrid: Schuld 
sind die USA 


Nation & Europa 4-2004 
Die regelmäßige Lektüre von „Nation & 
Europa“ ist für Antifaschist(inn)en nie 
eine vergnügungssteuerpflichtige Ange- 
legenheit. Es gibt allerdings Ausgaben, 
die machen die monatliche Rezension 
vollends zur Qual. Weniger deshalb, weil 
sie menschenverachtender, verlogener 
oder demagogischer als andere wären, 
sondern weil sie langweilig sind, lieblos 
zusammengestückelt wirken. Das April- 
heft, Titelthema: „Die gelenkte Demo- 
kratie“, kann geradezu als Paradebeispiel 
für diese Behauptung gelten. Zum The- 
ma gibt es einen einzigen, noch dazu 
langweiligen Artikel. Ansonsten die übli- 
che unerträgliche Mischung aus Auslän- 
derfeindlichkeit (Manfred Müller, 
„Deutsch-türkische Kultur: ‚Gegen die 
Wand‘““), Geschichtsrevisionismus (Wolf- 
gang Strauss, „Russische Historiker zu 
Versailles und Präventivkrieg“ und Dr. 
Fritz Stenzel, „‚Entente cordiale‘: Als 
Deutschland eingekreist wurde“), Anti- 
semitismus und einen Besinnungsaufsatz 
Franz Schönhubers. 

Wie immer in den letzten Jahren darf 
auch eine Prise Antiamerikanismus nicht 
fehlen. Harald Neubauer kann in seinem 
Editorial „Die Welt wird immer sicherer“ 
seine klammheimliche Freude über das 
mörderische Zugattentat in Spanien nicht 
verhehlen: „Bush und sein Juniorpartner 
Aznar hielten sich für befugt, die ihnen 
nicht genehme Regierung eines anderen 
Landes aus dem Amt zu bomben. Aber 
siehe da, es geht auch umgekehrt. Fast 
möchte man sagen: Wer andere ins Erd- 
loch treibt, fällt selbst hinein.“ 

Und wer war wohl in Neubauers Au- 
gen noch vor den Irakern Opfer der ame- 
rikanischen Politik? Natürlich die Deut- 
schen: „Schon im Zweiten Weltkrieg 
wollten insbesondere Amerikaner und 


Engländer den Unterschied zwischen 
Front und Hinterland nicht akzeptieren. 
Ihre Bomberpulks stürzten sich mit Vor- 
liebe auf ‚weiche Ziele‘, sprich: deutsche 
Wohnviertel. Der Brockhaus nennt es 
‚Terrorkrieg‘.“ 

Die US-Besetzung des Iraks wird dann 
gleichgesetzt mit der Befreiung Deutsch- 
lands durch alliierte Truppen 1945, der 
irakische Widerstand mit dem letzten 
Aufbäumen der militärisch geschlagenen 
Nazis: „Der asymmetrische Krieg, auch 
Terror genannt, ist eine Folge amerikani- 
scher Omnipotenz. Die in offener Feld- 
schlacht hoffnungslos Unterlegenen 
flüchten in den Hinterhalt. Für manche 
Deutsche schwer zu verstehen. Hierzulan- 
de entschloß man sich nach 1945 zur Kol- 
laboration mit den Siegern. Der ‚Werwolf“ 
blieb in Kinderschuhen stecken. Aber 
nicht überall will man so rasch den Geß- 
lerhut grüßen. Besatzer als ‚Befreier‘? 
Zerstörer als ‚Aufbauhelfer‘? Da fühlen 
sich zumindest die Iraker auf den Arm ge- 
nommen.“ Nicht zu vergessen: Der Auf- 
satz thematisiert einen Anschlag, der über 
200 völlig unbeteiligten Menschen ihr Le- 
ben kostete. Terroristen als Vorbilder 
deutscher Faschisten! 

Aber es gibt auch US-amerikanische 
Handlungen, die den Beifall der N&E- 
Autoren finden. KR, vermutlich das Kür- 
zel von Redakteur Karl Richter berichtet 
über strategische Vorbilder der US-Trup- 
pen: „Noch eine weitere Veröffentli- 
chung der Führungsakademie von Fort 
Leavenworth würdigt die Erfahrungen 
der Wehrmacht, und zwar mit der erklär- 
ten Absicht, sie für die amerikanischen 
Streitkräfte nutzbar zu machen. In die- 
sem Fall begnügte sich die Army damit, 
ein deutsches Werk einfach zu überset- 
zen. Es handelt sich um eine zweibändi- 
ge Darstellung des Wüstenkrieges, die 
1952 von Generalmajor Alfred Toppe 
und neun ehemaligen Kommandeuren 
des Afrikakorps verfaßt wurde und die 


BESTELLUNG: Hiermit bestelle ich ... Stück pro Ausgabe (Wiederverkäufer erhalten 30 % Rabatt) 


© Halbjahres-Abo, 13 Hefte 22 Euro 
© Förder-Abo, 13 Hefte 27 Euro 
© Jahres-Abo, 26 Hefte 44 Euro 
© Förder-Abo, 26 Hefte 54 Euro 
© Schüler-Abo, 26 Hefte 28 Euro 


Erscheinungsweise: 
14-äglich 


© Ich möchte Mitglied im Förderverein Antifaschistische Nachrichten werden. Der Verein unterstützt finanziell 
und politisch die Herausgabe der Antifaschistischen Nachrichten (Mindestjahresbeitrag 30,- Euro). 


Einzugsermächtigung: Hiermit ermächtige ich den GNN-Verlag widerruflich, den Rechnungsbetrag zu Lasten 


meines Kontos abzubuchen, (ansonsten gegen Rechnung) 


Name: 


Konto-Nr. / BLZ 


Unterschrift 


Adresse: 


Genaue Bezeichnung des kontoführenden Kreditinstituts 


GNN-Verlag, Zülpicher Str. 7, 50674 Köln, Tel. 0221 - 21 16 58, Fax 21 53 73, email: gnn-koeln@netcologne.de 
"kverbindung: Postbank Köln, BLZ 370 100 50, Kontonummer 10419507 


:antifaschistische nachrichten 8-2004 


die spezifischen Herausforderungen des 
Krieges im Wüstenterrain reflektiert... 
In der Bundesrepublik ist das Werk von 
1952 längst vergessen.... Amerikani- 
schen Offizieren dagegen steht das Werk 
schon seit Anfang der neunziger Jahre in 
einer unveränderten Übersetzung zur 
Verfügung (...). Nichts könnte den Unter- 
schied zwischen Bundeswehr und US- 
Army drastischer illustrieren. Nicht um- 
sonst ist die amerikanische Armee heute 
die schlagkräftigste der Welt. Sie wurde 
es auch dank der Erfahrungen der Wehr- 
macht.“ Bei so viel Stolz ist dann auch 
die völkerrechtswidrige Besetzung des 
Irak nicht mehr so wichtig. ti 


Antisemitischer Artikel - 
JF sorgt für Verbreitung 


Junge Freiheit 17-2004, 16.4.2004 
Das Heft 2/2004 der Zweimonatszeit- 
schrift „Deutschland-Archiv“ ist nicht 
mehr käuflich zu erwerben. Die Restauf- 
lage wurde eingestampft, die rund 5000 
Abonnenten erhielten eine Entschuldi- 
gung vom Verlag und vom Auftraggeber, 
der Bundeszentrale für politische Bil- 
dung. Anlass ist ein Aufsatz zum Thema 
„Deutsche Identität in Verfassung und 
Geschichte“ des eremitierten Bayreuther 
Politikwissenschaftlerss Konrad Löw. 
Löw sieht in seinem Beitrag im Rück- 
blick auf die NS-Zeit „die Deutschen“ in 
ihrer Mehrheit als „weit mehr Opfer als 
Täter“, „Opfer freilich nicht in so 
schrecklichem Ausmaß wie das Gros der 
Juden“. Dann nennt er „einige Juden“ 
zur NS-Zeit „Häscher“. Auf diesen Arti- 
kel aufmerksam gemacht, reagierte die 
Bundeszentrale schnell, und will nun, so 
meldet die Frankfurter Rundschau vom 
16.4.04, im nächsten Heft den Antisemit- 
ismusforscher Wolfgang Benz über die 
„Entwicklung und Bedeutung des Anti- 
semitismus in Deutschland“ zu Wort 
kommen lassen. 

Prompt erscheint die JF vom 17.4. mit 
einem Nachdruck des Artikels von Löw, 
der „aus Gründen der politisch-histori- 
schen Korrektheit der Zensur zum Op- 
fer“ gefallen sei, so das Blatt, das ja auch 
bereits für Hohmann in die Bresche ge- 
sprungen ist. 


„Wo ist mein Kind?” 


Nationalzeitung 17-2004 
Der FZ-Verlag, in dem die NaZe er- 
scheint, kündigt auf dem Titel eine „‚dra- 
matische Dokumentation über das unge- 
sühnte Menschheitsverbrechen der Ver- 
treibung “ an, für die noch unveröffent- 
lichte Augenzeugenberichte gesucht 
werden, Titel: „Mein Kind! Wo ist mein 
Kind?“ Ein weiteres Machwerk in der 
Produktpalette des Verlages, mit dem of- 
fensichtlich die Kampagne der Vertriebe- 
nenverbände gegen „das Vertreibungsun- 
recht“ gestützt werden soll. u.b. M 


